
Rainer Eckertz 
Die Neuregelung der 
Kriegsdienstverweigerung 

Der Deutscbe Buodestag hat am ,6. Dezember '982 ein "Gesetz zur Neuordnung 
des Rechts der Kriegsdiensrverweigerung und des Zivildienstes" (Kriegsdien5tver­
weigerungs-Neuordnungsgesetz - KDVNG)' beschlossen, das 3m 26. November 
von den Fraktionen der CDU/CSU und der FDP eingebracht worden war.' Der 
Bundesrat hat dem Gesetz am 4. Februar J98) mit den Stimmen der CDU/CSU­
Länder zugestimmr. Ausgangspunkt der achtjährigen Reformbemühungen war die 
Forderung nach einer "Abschaffung der Gewissensprüfung". Das Ergebnis ist ein 
Gcset""L., das die erklärte Absicht, die Rechtsstellung der Kriegsdiensrverweigerer zu 
verbessern, in ihr Gegenteil verkehn. 

I. Die Vorgaben durch das Bundesverfassungsgericht 

Der Wendepunkt der Reform des Rechts der Kriegsdienstverweigerung ist nicht erst 
der Rcgierungswcchscl vom I. Oktober 1982, sondern schon das Urteil des 2. Senats 
des Bundesverfassungsgerichts vom 13. April '978.) Der Senat hat die weiteren 
Bemühungen des Gesetzgebers um eine Neuordnung des Rechts der Kriegsdienst­
verweigerung auf doppelte Weise präjudiziert, materiell und formell. Materiell un­
terstellte er die Anerkennung von Kriegsdienstverweigerern dem MaßS(ab eines 
"Verfassungsgebot(s) der staatsbürgerlicheo Pflichtcnglcichhelt in Gestalt der Wehr­
gerechtigkeit".< Damit wurden die Prämissen einer Ncurcgelung umgekehrt. An die 
Stelle des Ziels, "tU verhindern, daß ein Kriegsdienstverweigerer zu Unrecht nicht 
anerkannt wird,l trat das Ziel, zu verhindern, daß ein Kriegsdienseverweigerer zu 
Unrecht anerkanm wird". Der Senat ließ die Möglichkeit einer gesetzlichen Rege-

I BGBI. 198.1 I, LO}. 

l J3T-Drs. 9/U14. 
J BVerfGE ~S, "7· Zur Kri tik s. ll.iddcr, DuR 197~, 4' (4\ 11.) - zu der cinst",ciligen Anordnung 

BVcrfGE 46,3)7; Hase, DuR 1978, 198; Krolls, KJ 1978.41 J; Gu,y, JuS '979. '14; J. Ip«n, 2RP '978, 
I !J; EckerlZ. Die Kriegsdienstverweigerung aus Gewissen,grunden. 198. (s. dazu die Be'pr. von Ncu­
m,nn. KJ '98),11 s); Berg. AoR '07 ('98,). 5SS (601 {f., 607 (., $. aber .ueb 611 f.). - Die dem Uneil 
zus.immenden Stellungnahmen gehen nicht im .inzelnen ,ul cl •• Argumentatio" des Scnats ein: Blu· 
mco\\'itz (Hg). Wehrpflicht und Ers.t2dien5l, '978 (Kri.ik an der abw. Meinung des Vcrl'-5sungsrich­
ter> Hirsch in d= VOlWon S. 911.,24); l<cn sce) WerddInlCn die freiheitsrech,e'. '980 (gegen Hirsch. 
s. bcs. s. ,ß L, zusrirnrncnJ zur Mduhtirsentschciduns S. '9, Anm. 2.); Scholler. ;W. I. ev. KtrehenR 
'98>, 10 (43 1.). 

4 ßVerfGE 48, 127 (,66). 
5 Dic-ses Zid wird häulig damit begriindet, d1ß, wenn ~in Kriegsdienstverweigerer ~u Unrecht an<rkann! 

wird, nur ein einfaches Gesetz. nämlich d,s W.hrpflichtG uncrfulh bleibt, w:ilircnd wenn ein Kriegs· 
dien'tverweigerer zu Unrecht nicht .ncrklnrn wird, die Vcrf ... sung geschldigl ist; SO Amdt. J2 1960. 
L7.l ('75); Hirsch in BVerfGE 48. I!7, ,85 H. ('95). 

6 ,BVerfGE ~8, 'z7 (.68 1., 170). 
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lung, .wdche die Ausgestaltung des Ersatzdiensces als einzige Probe auf die Gewis­

sensentscheidung einse[zt~, offen und gab dem Gesetzgeber einige Hinweise für eine 
solche Regelung.? Fonnell machte der Senat die Umgestaltung des Zivildienstes, die 
demnach die Vorausset2ung eines Verzichrs auf eine Prüfung der Echtheit der Ge­

wissensentscheidung im Anerkennungsverfahren war, von einer Zustimmung des 
Bundesrars abhängig.! Damit war während der Regierungszeit der sozialliberalen 

Koalition eine Regelung mit dem Ziel einer .Abschaffung der Gcwissensprüfuog« 
nur noch mit der Zustimmung der Unionsparceien möglich. 
pie Prämissen der Neuregelung wurden aus zwei Gründen durch die Einführung 
des Maßstabs der »staaesbürgerlichen Pflichcengleichheit in Gestale der Wehrgerech­

tigkeit« umgekehn.? Erstens wird durch diese Konstruktion der rechtsdogmatische 

Ausgangspunkt vertauscht. Ausgangspunkt ist dann nicht mehr das in Art. 4 IlJ GG 

enthaltene Grundrecht der Kriegsdienstverweigerung, sondern das Verhältnis des 
Ersatzdienstes wm Wehrdienst.'o Zweitens ist der Maßstab der Wehrgerechtigkeit 
im Gegensatz zu der im allgemeinen Gleichheitssatz des Art. 3 I GG zu veroTtcnden 

Pflichtengleichheit gegenüber dem Vergleichspaar • Wehrdienst - Ersatzdienst" 
nicht neutral." Der Begriff der Wehrgerechtigkeit hat einen wehrpolitischen Neben­
sinn. Die Wehrgerechtigkeit dient der Aufrechterhaltung der »individuellc(n) Wehr­
bereitschaft im Sinne der Einsicht, persönliche Opfer für das Gemeinwesen erbrin­
gen zu müssen «." Mittels des Begriffs der Wehrgerechtigkeit wird das Ziel, daß die 
Leistung des Wehrdiensces mit der Waffe »als notwendige und hinzunehmende Ver­
pflichtung gegenüber der staatlichen Gemeinschaft allgemein anerkannt wird«,') da­

für maßgebend, wann »mit hinreichender Sicherheit angenommen werden kann, daß 
in ihrer (der Antragsteller, R. E.) Person die Voraussetzungen des Art. 4 Abs. 3 Satz 

J GG erfüJh sind"." 
Der Begriff der Wehrgerechtigkeit ist dem Grundgesetz seinem Wortlaut nach un­
bekannt. '\ Seine Übertragung auf den Bereich der Kriegsdienstverweigerung ist eine 

petitio principii . ,6 Es wäre darauf angekommen, zu verhindern, daß diese Rechtspre­
chung als erwas Unbezweifelbares hingenommen wird und sich damit zu Gewohn­
heitsrecht verfestigen kann. Hätten die vor dem Bundesverfassungsgecicht Unter-

7 Ebd. , S. 170 f. 
8 Ebd., S. '77 If. Ocr Senat beg<ündCl dies mit Art. 87b [[ , GG i. V. m. der in BVerlGE }7. }6) (179 ff.) 

eOI""ickohcn SYSlcmvenchicbung,lehre. Es sei dahingestellt. ob dieser Lehre ~lIgcmein und in conerc[o 
.zulustimmen iS( . 

9 Dlß in dem Uneil . der Glfichhcits<.I~ als der eigtntliche Hebel ang~setzl (""",:I), Um die Webrpflidll" 
nO"clle .us den Angeln zu hebeno, siehl auch Bug (N. ), S. 60l. Nach Berg h'ne die Wehrpflichtn,," 
vene nicht {ur nichtig "klan werdon dürfen. weil Wehrdienst - und Zivildicnstpilic.ht unvergleichbar 
sind. 

tO BVerfGE 4&. "7 (,6f). Die Verschiebung von Ar!. 4 III GG zu An . .,. 11 GG gcrchithl auf S. ,64 . 
Genlucre Anllyse bei Eckcnz (N. J), S. J9 H. und S. jO fr. 

(1 Dies bcst;iligt indirekt Scholkr (N. J), wenn er in dem RuekgriIf des BVerfGs .uf die Wehrgerechtigl<ei, 
eine indir.kle BeSllligung seiner Lehre vom ,.Klausdch .... kICf .. des Art . 4 111 GG sicht (S. 44). Nach 
dieser L"hrc iSI Art. 4 111 GG kein sclbu3ndigt, Grundrechl. sondern nur .in • • AusSlr.lhlung. der 
G<:wisscns{reihcil des Art. 4 [ GG auf die ~lIgeme ine Wehrpflicht (S. j8 U.). - Zur Kritik des Begriff, 
der Wchrgcrccllli ~k eil s. Ips<n (N. }). S. ,66 . D,gegen deutet Dorig. Gewissendr.ihei, und Diskrimi· 
nierung,verbot .Is Grenzen einer Neugestaltung des Zivildien" .. nlch An. III Ab,. l GG, 198,. den 
Grund"tz der Wchrgcn-.:llIigkeit als tine bueichs.pezifisch ... Auspr':igung des Grund .. t?es der PlIich· 
Icngleichl,ci, und demgcmäß "'. ein s!<ikles GI~ichheilsgebol (S . 51 fL) 

11 BVfrfGE 48, "7 (.61); nähM" du.u Eckenz (N. l), S. 6j Ir. 
I) Du Sen" gib, dieses Ziel indirekt zu erkennen, B V crfG E 48. Il7 (169). 
t4 Ebd., S. 168. luch 7· Leils.l(z (S. 1181.). 
tS Ocr Begrif( hat durch dcn Beschluß des l. Senats ". j. 1 r. '974, ßVcrfGE )8, 'j4 (,67). in dJ. Verhs· 

,ung>rechuprcchung Eingang gefunden. Gcg.,n seine Einhihrung .,1, grundrcchtsdogrn31uehc Große. 
fp><n (N. », S. ISS I. Sp. 

,6 Zu dem S,,..,il um die Zul ~ssi&k.i< di..,~r Ubenr,gung s. Dorig (N. J <), S. j~ Fr., der wie das BVeriG den 
Grunds~lz der Wchrge,«:htigkcit auch .uf das Verhältnis der Wehrdi enstpflicht (An. J" [ GG) zu, 
Ers.tzdienstpfjieht (Art. u~ ([ GG) cr<l,..:kl. A. A. im" auch Berg (N. ), S. 604 . 
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legenen den Mut gehabt, das Scheitern der Reform einzugestehen, wäre die Verant­
wortung des 2. Senats des Bundesverfassungsgerichts für das Scheitern der Reform 
klar geblieben. Die weicere A useinanderseczung hätte an der richtigen Front geführt 
werden können. Stau dessen spiegelten die Befürworter einer »Abschaffung der 
Gewissensprüfung. sich vor, dieses Ziel auf dem vorn Bundesverfassungsgericht 
offengelassenen Weg einer uAusgestahung des Ersatzdienstes als einziger Probe der 
Gewissensentscheidung«" noch erreichen zu können . 'i Damit waren sie aber ge­
zwungen, die Prämissen des Bundesverfassungsgerichts zu übernehmen . Der Maß­
stab der Wehrgerechtigkeit gehön zu den tragenden Gründen des Urteils, an die der 
Gesel2gebcr nach der herrschenden Auslegung des § 3 ( I BVerfGG gebunden iH. '9 
Die vom Bundesverfassungsgericht aufgeHellten Richtlinien für eine Neuregelung 
sind dagegen nur ein unverbindliches obiter dictum. Gleichwohl wurden bei den 
Bemühungen um eine Ncuregelung auch diese Richrlinien so behandelt, als stünden 
sie im Grundgesetz. Die SpD hat sich mit besonderer Betonung dem Urteil des ).. 
Senats untergeordnet. Anders als der Gesetz gewordene Entwurf der Fraktionen der 
CDU/CSU und der FDP hebt der Gesetzentwurf, den die SPD-Fraktion am 
27. Oktober 19&2, also kurz nach dem Regierungswechsel, beschlossen hat, berelts 
auf dcm Vorblatt die »Beriicksic"tigung der vom Verfassungsgericht festgestellten 
verfassungsrechtlichen Grenzen « hervor!O [m Ergebnis haben die Reformbemühun­
gen der SPD nur eine Legitimation des Urteils des Bundesverfassungsgerichts be­
wirkt. Insofern hat die SPD die Rolle eines Geburtshelfers des neuen Geselzes ge­
spielt. Das Ve~sprechen einer »Abschaffung der Gewissensprüfung" war das Lock­
mittel, durch das die Anhänger dieses Ziels in eine Verfahrensgeschichre versrrickt 
worden sind," in der sich das Gegenteil des von ihnen Gewollten durchgesetzt 
hat. 

ll. Das Gesclzgebungsverfahren 

Das neue Gesetz ist in einem Eilverfahren verabschiedet worden. Den Anstoß gab 
der von der SPD-Fraktion ~m 27. Oktober 1982 beschlossene Entwurf eines Kriegs­
dienstverweigenmgs-Neuordnungsgesetzes." Durch diese Initiative der SPD wur­
den die Parteien der neuen Koalition gezwungen, sich dem Thema zu stellen. Die 
FDr war weiterhin zu interfraktionellen Gesprächen bcreir. ') Wie schon unter der 
sozialliberalen Koalition drohte aber :l.Uch unter der neuen Regierung eine Novel­
Iierung an den Forderungen der CSU nach einer weitergehenden Erschwerung" zu 
scheitern!' Es wird berichret, in eincr direkten Unterredung zwischen dem zustiin­
digeo Minister Geißler und dem Vorsitzenden der CSU Strauß sei eine erste Eini-

l7 BVcriGf 48, 017 ('70). 
18 Zu d~m Sund der Rcformbcmuhunge.n Miuc 1981 , . Kröll ~ , KJ '9&" 2\l (1641f.) . Don bereits die 

Einschätzung, d~ß -die Beibehaltung des ,,>tu, quo« >nicht d ie schlechteSI. aller denkb"en Lo<ungeov 
wär~ ($ . 268). 

'9 SI. R.<pr. des SVerlG. seil SVerfGf. I . 14 (7); d,g.gen E<:kcrtz, Ocr $tHt, '978, ,SJ . 
20 BT-Drs. 9ho64. Am Anfang d" Begriindung weisen sowohl der SPO-Entwurf (S . 6) .1. auch der 

CDU/ CSU-FDP-Entwurt (N. >, S. 7) auf die durch das Urteil gesetzten Grenzen hin . 
11 S. dnu Lul,m~n, Leg;,imation durch Vcrfahren , '96" S. 44. 
II Oben N . >0. Ocr Enrwurf wurde bei nur einer Gegens,imme beschlossen, Rhein-Nerkar-Zeitung 

(RNZ) v. ,8 . to. ,?81. 
2} RNZ v. 4. 11 . ,,8>. 
'4 $. den Beschluß Jer L1I1d,-sdclcgicnenvcl"Sammlung d.s wehrpolitischen ArbellSkr.ise.< der CSU '·om 

16.7 . t98., abg«lrucKt in .. Zur Kritik d" KDV-NeuregellUlg«, h"g. von der Zenr",lstell. lür R«:ht 
und S chut~ der KriegsdJC"IU",c".<ig~r~r .us Gewissensgriindl'n c. V., Bremen, S. 44 11. 

'\ RNZ v. 4. I I. 1981. 
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gung erzielt wordenY Am 15. November erkläne sich der CSU-Vorstand .grund­

sätzlich zu einer Abschaffung der mündlichen Gewissensprüfung für Wehrdienst­

verweigerer und einer Verlängerung des Zivildienstes von! 5 auf 2! Monate" be­
TeiL'7 Bereits zwei Tage später, 3m .Buß- und Bettag, einigten sich Vertreter der drei 
Koalitionsparteien auf eine Neuregelung.,a Neun Tage später, am 26 . November, 
wurde der Gesetzentwurf z.usammen mit dem Entwurf der SPD in erster lesung 
vom Bundestag beraten. '? 

Auf Antrag der SPD beschloß Olm Donnerstag, dem 2. Dezember, der federführende 

Bundestagsausschuß für Jugend, Familie und Gesundhei! eine Anhörung 2m darauf­

folgenden Mittwoch, dem 8. Dezember. Jo Am Freitag, dem J. Dezember, wurde die 
Einladung mit den Anlagen an die einzuladenden Verbände. Institutionen und Sach­
verständigen versand!.!' Eine vorherige Willensbildung in den Verbänden war so 

nicht möglich. Aber auch nur wenige der geladenen Verbändevenreter und Sachver­

ständigen halten die Zeit gefunden, sich mit dem Gesetz genauer auseinanderzuset­
zen)' Mit Ausnahme des Christlichen Gewerkschaftsbunds und des Deutschen 
Bundeswehrverbandes e. Y. lehnten alle Verbände und vor allem auch die evangeli­
sche und die katholische Kirche das Gesetz ab. Das Uneil derer, die wirklich in der 

Lage waren, das Gesetz zu beurteilen, war vernichrend.ll Trotzdem wurde das Ge­
setz nur in Einzelheiten geändert, die die in der Anhörung aufgewiesenen suukru­
rellen Mängel nicht beseitigen.H Der endgültige Text des Gesetzes war bis zum 
Donnerstag der dara~ffolgenden Woche, an dem das Gesetz in 2. und 3. Lesung 
verabschiedet wurde, nur wenigen bekannt. Selbsr einen Tag vor der Verabschiedung 
lag das Gesetz »noch nicht als Drucksache, sondern erst in wenigen hektographier­
ten Exemplaren vor«)l 

Die Beratung und Verabschiedung des KDVNG fiel zudem in eine Zeit, in der die 

26 Rheinischer Merkur (Cori,t und Weh) " . }. Il . 1981. D .... G"'pr:ich wird ~ueh in dem ArtIkel der RNZ 
v. i. 11. 1981 crwlOnt. 

17 RNZ". ,6. ,I. '981. Ao den> vonngehcndcn Wochenende ,'. ') .I ,,\,,!. h.uc der Vo ... i,,-<nde der 
CSU-llndcsgruppe im Bundes,,& Theo Waigel :I!Igckündig,. di~ Regelung dcr Knegsdicn"wrweige­
rung ",erde " in Jm niu/,sten Woc!)(n Thcm. von Gesprochen zwi,ehen der CDU/CSU und der FOP 
scin •• zitien n>eh d<!r RNZ ". '5 . ". '98, (H.rvorh . R. E.). 

,8 N.,ch einer Miueilung Geißler<. RNZ v. 18. I I. 1981. Der Entwud wurde:un ,S. 'J. "on GeIßler. dem 
C$U-Abgcordnfltn KI,u! H.nmann und der ncuen FOP-Gtnero.lsckuürin I. Ad.m-SchwJctzer der 
Presse vorg .. telh (R NZ v. ". ". 19~1). 

'9 RNZ v. l7.h~. 11. 19SL. 

)0 Ocr Fragenlutalog der SPD dokumen';ert ihre Oricotierungslo$igkci,. s. DeuLSchcr Bundestag, 9. 
W,hlperiode 1980, '!. Ausschuß, Protokoll Nr. 44 , S. 91f. 

)' Zciung~ben n.\ch einer Erkl.rung de, Ausschußvorsicunden Hoplinger, Prot. S. }' f. 
}l Ich selbsl habe am ). I'. eine Stellungnahm,' '·crf.Jlt, die von d~ I'orschungsstjuc dcr Ev. Srudienge­

",einscha(, (Heiddberg) Amtmögern der EKD und der Öllcntlichkei. vorgcl<gt wurd,· (abgedruckt in 
OcuLSches All. Sonntogsblan v. ". ". '98>, •. ,uch E\';\fig. Pre«edieMt - .pd - Zentral.tusgabe Nr. .}6 
" . 6. '1. '9&'. S.6). !n der Anhorung hat der Vem.ter der EKD einen Tc.! die,"r Stc!Junf./1,hme 
uhemomm.n (Prot. S. }j). 

H Besonders hcrvorzuheben ist die Stelluogn:thme d .. Vertreters des ~uS!iind;gcn Scnat' de. ßVerwGs Dr. 
Gern.n:I Seibert. Sc.harfsiclllig ,uch der Vertreter der Deutschen l'riedensge<ellsch.r, - Vereinigte 
KriegsdicnSlgcgncr e. V. - Hans Buben~cr und die S>chverst:indigm Richlu Jm VerwJhungsgerichl 
Wolfgang Moli,or und Rechts'n .... ·,h Michael Horrerb.n. 

34 Oie FOr, für die die Anhörung ein -Schock- wor (so dcr Abgeordn.tc Eimt .... S,uug:>rter Zeitune ,., 
1 I. ,.. 1981; ' . auch die Stellungnahme des FDP-Ahg. ßerg..,.ow;ki Slllltg.ner Zeitung v. 7. ". '98.), 
g.b slCh mit diesen Änderungen zufricdc~. Es scheint, d.ß die FDP-Fr:o.ktion. die in/olge des Ko.ali­
tionswechseJs ihre linken Köpfe yerloren h.lIe, den Inh.1! und die .. '.hre Zielsetzung des Ge"'t"t"< nicht 
durchschau. hat. - Der zusU:ndige Moniste, Dr. GeIßler ,. zeigte sich :un Donner".g. 9. Dezember, 
unbccindruckt "on den "",hssungucchtlichcn Bedenken und fast ausschließlich negati"en Urte,len bei 
der öflcntlichcn Anhorung am Von'g. (cpd, ZentraIJu'g. Nr. '40 v. 10. 11. '9S,. S. 3). Er h.tte ''''''.n 
der Anhorung .n einer Sitzung .los Veneidigungs.u.,~hus.cs teilgenommen. der glcichuitig über dos 
Gesel7- benet; s. dnu die Koctrove"c in dem Ausschuß filr Jugend, F.unilic und Gesundheit, Pro\. 

S·19/f. 
H fAZ v. ,6. H. 198,. Dort wird auch über weitere durch den Zeitdruck ""ru ... ,.],t< Unstimmigkeiten 

berichtet . 

2fJ 
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lJ4 Aufmerks~mkeit der Abgeordneten und der Öffentlichkeit durch die Neuwahlfrage 
und die Verabschiedung des Haushalts, mit deren Notwendigkeit die Regienlng die 

Ablehnung sofortiger Neuwahlen begründete, absorbiert war. Am Tage n3ch der 

Anhörung, Donnerstag, dem 9. Dezember. stimmten die Koalitiomfraktionen dem 

Verfahren zu, Neuwahlen über eine Vertrauensfrage nach Art. 6& GG herbeizufüh­

ren. In der gleichen Sitzung am 16. Dezember, in der der Bundestag das KDVNG 

verabschiedete, beschloß er auch den Haushalt. Einen Tag später stellte Kanzler 
Kohl die Vertrauensfrage. Der Streik, durch den die Zivildienstleistenden 3m 27. Ja­

nuar 198.} gegen d3s Gesetz protestierten, fand in den Medien kaum BeachrungY 

Die Neuregelung der Kriegsdienstverweigerung wurde kein WahlkampfthemaY 
Ohne daß zuvor noch für die Öffentlichkeit erkennbar um eine Verhindenlng des 

Gesetzes gerungen wurde, fand das Gcsetzgebungsverfahren in der Zustimmung des 

Bundesrates am 4. Februar und der Ausferrigung durch den Bundespräsidenten am 
26. Februar seinen Abschluß. 

Die Anomalien des Verfahrens erhalten dadurch eine besondere Tragweite, daß die 

Öffentlichkeit nicht vollständig und zutreffend über das Gesetz informiert wurde. 

Das Gesetz wurde der Öffentlichkeit ~Is eine Abschaffung der Gewissensprüfung 

präsentiert .l ! Diese Frage wurde zwar zum Gegenstand eines ParteienStreils,l9 ge­

rade dadurch wurde aber die Aufmerksamkeit von wichtigen, teilweise völlig neuen 
und undiskutierten Neuregclungen abgelenkt. Ein politischer Screilpunkt war auch 

die Verlängerung des Zivildienstes. Wesentliche andere Regelungen wie die, daß das 

Bundesamt für den Zivildienst den Antrag allein auf Grund der Aktenlage ablehnen 

kann, blieben jedoch unbekannt. Die in dem Gesetz versteckte erhebliche Ein­

schränkung der Kriegsdienstverweigerung im Spaonungs- und Veneidigungsfall 40 

wurde auch von Experten nicht bemerkt. 

Es gibt keinen sachlichen Grund, durch den sich die Eile. mit der das GeselZ ver­

abschiedet worden ist, rechtfertigen ließe . Geißler zufolge war ein Hauptmotiv der 

Neuregelung der Srau von fast 100000 unerledigten Anträgen auf Anerkennung als 

Kriegsdienstverweigerer." Aber auch dieses Problem zwang nicht dazu, das Gesetz 

noch vor den Neuwahlen vom 6. März 198) zu verabschieden, zumal da es erst am 

I. Januar '984 in Kraft trju. l ' Der Hauptakteur Geißler. in Sachen Kriegsdienstver­
weigerung ein gefallener Engel,;) ließ sich von der Kritik an dem Gesetz vor allem 

darum nicht beeindrucken. weil er beweisen wollte, daß die Koalition in der Lagc 

war. eine .jahrelange ergebnislose und kontroverse Diskussion« zu beenden ." Die 

Regelung einer Materie, in der mit der Gewissensfreiheit das Zentrum der Men-

)6 lmmerllln wurde ~,n~ 10kaJq Bcrichlcrs!~"l>ng urciehl. In der RNZ (\' . ,6. I . '98} auf dcr Lokals. ire) 
wurde lU' Anbß d~ Streiks zum emen Mal zutreffend über den J"ha" des G~SCIUS bcrichlcl. 

J7 Als w~r~ nichts geschehen , versprichI der SPD,Kanzlcrhndid31 Vogel in einer am l}. 1. 198 ) veneilten 
WJhlbro,ehllte: .Als ßundesk.tnzlcr ",ud. ich die Gewi sscnsprufung .bschalfen • . Die FDP beschloß 
unge.chlfl du Zustimmung ihrer Abgeordnelen zu dem KDVNG ,uf ihrem Frciburgcr W •. hlparleil.g 
die Forderung n,ch vollständiger Abschaffung der GewJSSensprüfung (Die Zeil v . 4· 1. '98). S. s) . 

}8 Noch in ei" ern Spiegel-Interview v . :0. 12. '981 bch.upt~1 Geißler: .UnSer G esetz stellt k)',. d.ß es d,. 
bi,huige mündliche Gcwissensprülung - ub .. hlupl die Gewissensprüfung für ungedient. Wehrplhch­
li ge - n iehl mehr gibt . (S. Si ). Derselb. Dr. Hcin.r GeißI« hidl im W.hlkampf der Sr!) das Brecht­
Zi!>1 VOr: • W er die W.hrhcil kennt und , ie c'ne Lüge nennl . ist ein V~rbrechtr". 

}9 So ""urd~ in der ARl)-Tages<chou vom ,6. 12 . ,,82 berichlet. d .. KriegsdiensrwrweigNung,-Neurc­
gelung sei geg'" deo heftigen Widcrst.and der SPD vcr>bschied .. worden. Die Gewissensprüfung s ~i 
'>lch Ansicht von CDU/ CSU und FDP beseiti gl, was jedoch dir SPD bt'Slrelle. 

40 DJZU un!<n unter 111. I . b. 
41 Epd. Z.ntr,l.usg. Nr. '40 \', 10. 12. '981, S. J. 
4' An.6 J[ KDVNG. 
41 Heinrich Geißler. D.u Re.:ht der Kricgsdien",·t,weigerung nach An. 4 Ab, .) des Grundg""z"s, 

Tübjng .. jur. Diss. 1960. 
4~ E.pd (wi e . ~ I) . S .• ueh das Spi.gel-lnterview v. 1C. u. 1981, S. 14. 
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schenwürde betroffen ist, wurde so zum Mittel des Beweises der Handlungsfähigkeit 

der neuen Regierung. Die Verabschiedung des KDVNG war aber gar nicht von der 

behaupteten raison d'etre dieser Regierung gedeckt. Sie steht in Widerspruch zu der 

These) der Regierungsau{trag sei auf ein »Notprogramm« beschränkt gewesen. auf 

die der Bundeskanzler seine Vertrauensfrage gestützt har. 4S 

Das Mehrheitsprinzip ist bloß ein Instrument zur Durchsetzung des Willens einer 

Minderheit , wenn die Entscheidung nicht aus einem Verfahren hervorgeht, in dem 
wenigstens ansatzweise die alte liberale Idee einer rationalen öffentlichen Diskussion 

wirksam ist. Ein tragender Pfeiler der Dogmatik des Bundesverfassungsgerichts ist 

das Gebot eines ,) freien und offenen Prozesses der Meinungs- und Willensbildung 

des Volkes «. 16 Der 2. Senat des Bundesverfassungsgerichts hat in dem Öffendich­

keitsarbeics-Uncil vom 2. Män. J 977 den hoch greifenden Satz ausgesprochen; 

.Eine ver~nlworlliche Teilhabe der Bürger ~n der politischen Willensbildung des Volkes SCIZI 

vor3U5, daß der Einzelne VOn den Zu entscheidenden S,chfrngen, von den durch die ver(aßten 
Sllalsorglne gelro(fencn Entscheidungen, Maßnahmen und Lösungsvorschlägen genügend 
weiß, um sie zu beurteilen, billigen oder verwerfen zu können " Y 

Dies muß erst recht für die Abgeordneten, die ein Gesetz beschließen) gelten . An­
dernfalls ist ihre Verantwortung vor dem Wähler nur ein leeres Wort.i ! Das 

KDVNG ist zwar nicht schon wegen der Art seines Zusrandekommens verfassungs­

widrig. Die verfassungsrechdiche Kontrolle des Gesetzgebungsverfahrens muß auf 

formalisierbare Verstöße beschränkt bleiben. Aber der demokratische Rechtsstaat 

hat geistig-moralische Voraussetzungen, die nielH hergestellt, wohl aber zerStÖrt 

werden können . 

Das Land Bremen hat eine Klage gegen das Gese.tz vor dem Bundesvedassungsge­

richt angekündigr.i9 Zuständig ist der 2. . Senat, der die Kriegsdiensrverweigenmgs­

novelle der sozialliberalen Koalition für verfassungswidrig erklärt hat. 

TI!. Die Neuregelung des Anerkenmtngsverfahrens 

I. Die Systematik 

Die Regelung des Anerkennungsverfahrens ist nicht mehr wie bisher Bestandteil des 

Wehrpflichrgesctzes) sondern wird nun in einem selbständigen Gesetz., dem »Gesetz 
über die Verweigerung des Kriegsdienstes mit der Waffe aus Gewissensgründen 

(Kriegsdie.nstverweigerungsgesetz - KDVG). geregelt (Art. I des .KDVNG). In die­

ser Verselbständigung der dureh An. 4 III 2. GG gebotenen Regelung des Näheren 
durch Gesetz wirkt noch die ursprüngliche, den Kriegsdienstverweigerern günstige 

Intention der Neuregelung nach . Das Gesetz ist hier klüger als der Gesetzgeber. Bei 

der Wehrgeseu:gebung im Jahre 1956 war die Eingliederung der Regelung des An­

erkennungsverfahrens in das Wehrpfliehtgesetz vom Gesetzgeber damit begründet 

worden. das Recht der Kriegsdienstverweigerung gehöre ~systematisch in den vom 

45 Orr 1. Sen>! drs BVenGs hat dies in seinem Urteil v. 16. 1. 19&} (NJW 198), 735) unbeach'et gell~ sen 
(S. 7~O I. Sp., 74 J r. Sp.). 

46 BVerfGE 20, 56 (97)- Part~ifin,n7.ierung; ~4, Ilj ('}9)- Ö ffcnllid.kci",.bei, der Regierung; p. 195 
(1'9) - SOl,-Femsehen, 

il BVerfGE 44, llj ('47). 
48 Dazu, daß die .. dernokra,i,che und rcchlS"3,tliehe HernchafLSordnung des Grundgesetzes eine erkenn· 

bare Vcrantwon~chkei, im $"'1< \'O,"U,5C1Z', $ . BVcrfGE 9, ,68 (~gl) - ßrcrni,ehes PCr5ona.!ve"re­
cungsgescIz, dort b~wg~n ,ur die Regierung. 

49 Durch den Bremer Burgerrneister K05chnick bei der Verabschiedung d .. KDVNG im Bundesrl( .m 
4 . ~' 19SJ (RNZ v, 5· 1 . '98J). 
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Wehrpflichrgesctz behandelten Fragenkreis«, weil es auch dabei um die Frage der 
Verfügbarkeit des Wehrpflichtigen gehe.l° Mir der Einordnung der Regelung des 
Ancrkennungsvertahrens in das Wehrpflichtgesetz wurde also der Systematik nach 
das Grundrecht der Kriegsdienstverweigerung dem Interesse der Bundeswehr an der 
Verfügbarkeit der Wehrpflichtigen untergeordnet. Obwohl der Begriff der Wehrge­
rechtigkeit damals noch nicht in den Rang eines Verfassungsbegriffs aufgestiegen 
war, har damit der Gesetzgeber der Sache nach den rechtsdogmatischen Ansatz des 
Urteils des Bundesverfassungsgerichts vom [3. April 1978 bei der Wehrgerechtig­
keit P vorweggenommen. Wenn nun d~ Recht der Kriegsdienstverweigerung :ws 
dem Wehrpflichtgeserz ausgegliedert wird, wird es - gegenläufig zu dem Urteil des 

Bundesverfassungsgerichts - St;!t! der allgemeinen Wehrpflicht des Art. [2'. I GG 
dem Grundrecht des Art. 4 III GG zugeordnet. An diese neue Systematik anknüp­
fend kann die weitere rechtsdogmatische Arbeit das Prinzip der Wehrgerechtigkeit 

zurückdrängen. 

2 . Der Anwendungsbereich der Neuregelung 

Die Forderung nach einer "Abschaffung der Gewissensprüfung~ wird durch das 
neue Gesetz schon insofern nicht erfü})r,P als ein großer Teil von Antragstellern von 

vornherein dem bisherigen Verfahren vor den Prüfungsausschüssen und Prüfungs­

kammern unterliegt. 
a) Wie bisher werden Soldaten, Reservisten, ungediente Wehrpflichtige von Prü­
fungsausschüssen und -kammern in mündlicher Verhandlung dann geprüft, wenn sie 

einberufen oder vorbenachrichtigt sind, (§ 9 I KDVG) sowie im Spannungs- und 
Veneidigungsfall alle (§ 8 Satz 1 KDVG). Die Kriegsdienstverweigerung von Solda­
ten und die Kriegsdienstverweigerung im Krieg sind die prekärsten Fälle, weil hier 
das vom Grundgesetz in Art. 4 III 1 ausgesprochene Verbot ~Niemand darf gegen 
sein Gcwissen zum Kriegsdienst mit der Waffe gezwungen werden« und das Inter­
esse an der Funktionsfähigkeit der Bundeswehr am unmittelbarsten miteinander 

kollidieren, Die Kriegsdienstverweigerung von Soldaten und die Kriegsdienstver­
weigerung im Krieg sind die Nagelprobe auf das Grundrecht des Art. 4 III 
GG. 
Dieser Bereich blieb bereits bei den früheren Bemühungen um einc »A bsehaffung 
der Gewissensprüfung« ausgeklammert. Schon der Gesetzentwurf, der am Anfang 
dieser Bemühungen steht, der Entwurf der Fraktionen der SPD und F.D.P. vom 

5. Juni 1976H sah vor, daß Soldaten, Reservisten und einberufene sowie vorbenach­
richtigte ungediente Wehrpflichtige nach dem alten Verfahren zu prüfen seien.!< 
Zudem wurde der Bundesregierung die rechtsstaadich bedenklicheIl Ermachtigung 
erteilt, auch für die übrigen Kriegsdienstverweigerer durch Rechlsverordnung das 
alte Verfahren wieder einzuführen, »wenn und solange die Zahl der verfügbaren 

Wehrpflichtigen aus den aufgenlfenenJahrgängen nicht ausreicht, die Erfüllung des 
Verreidigungsaufrrags der Streitkräfte sieherzustcllen«.s6 Diese Regelung wurde Be-

jO Begründung des Enrwurf< des Wchrpilichlgcsclus ". r 1·4. '956, DeutschffBunde,ug" , Wahlperiode 
Drs. 'JO). S. 3' I. Sp. 

51 Oben bei N. 9. 
P Umer ein« . Absch.l.{(ung der Gewissensprüfung" bnn .Ikrdings sthr Unt<r"'>chi«lli,hcs va't:U1dcn 

werden. So wird in der Degrundung des KOVNG (N. 1. $. S) behaupte!: ,. [ine solche Rt-gdung wird 
sei, Jahren nicht nur \'on den V.rb:;nden der Kriegsdienstycrwcig«« sondern .ueh "on den Kirchen, 
den Gewerlt.seh,f,en und zahlreichen anderen gesellschaf.lichen Gruppen gdordw •. 

53 BT-Drs. jJ37}0, abgedruckt bei Blumen",;'<!: (N. 3), S. '77 ({. 
54 § 16. WPIIG ;. V. m. § '" ZOG. 
S 5 S. dlZU die Wiedergabe des KI'ge,VOrtrogs i" BVerfGE 48, "7 (1441.)· 
16 § 16 11 • WPIIG. 
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standttil des vom Bundestag am () . Juli J 977 verabschiedeten und vom Bundesver­

fassungsgericht für verfassungswidrig erklärten GesetzesY Es war von vornherein 

klar, daß eine andere Regelung unter den Rahmenbedingungen des Ost-West-Kon­

{]ikcs politisch nicht durchgesetzt werden kann. Zudem ist ein Ersatz der .Gewis­

sensprüfung. durch eine .Ausgestaltung des Ersatzdienstes als einzige Probe auf die 

Gewissensentscheidung <t j' bei Reservisten, Berufs- oder Zeitsoldaten. deren Dienst­

zeit die Dauer der Wehrpflicht schon überschritten hat. und besonders im Krieg 

unmöglich. j? Diejenigen. die eine »Abschaffung der Gewissensprü(ung~ fordern. 

haben sich bis heute nicht eingestanden. daß diese Forderung gerade in den prekär­

sten Fällen nicht edül!bar ist. 

b) Das neue Verfahren einer Prüfling nach Aktenlage gilt also nur (ür ungedieme 

Wehrpflichtige. Aber auch bei ungedienten Wehrpflichtigen kommt das Verfahren 

vor den Prüfungsausschüssen und -kammern zur Anwendung, wenn sie bereits zum 

Wehrdienst einberufen oder vorbenachrichtjgr sind (§§ 4 I. 9 I ( KDVG).60 Die 

Vorbenachrichtigung ist die schriftliche Benachrichtigung eines Wehrpllichtigen, 

»daß er als Ersatz für Ausfalle kurzfristig einberufen werden kann. (§§ 4 I, 9 I ( 

WPflG). Unklar ist hier zunächst, ob eine irgend wann einmal früher ausgesprochene 

Einberufung oder Vorbenachrichtigung ausreichen soll. Vor allem aber sind die 

Voraussetzungen einer Vorbenachrichtigung weder durch das WPflG (s . § ll) noch 

durch die MusterungsVO (s. § [}) festgelegt. 61 Bei ungedienten Wehrpllichtigen sind 

also die Anwendungsbereiche des im 2. Abschnitt des KDVG geregelten neuen 

Verfahrens nach Aktenlage und des im 3. Abschnitt des Geserzes geregelten Verfah­

rens vor den Ausschüssen und Kammern nicht rechdich abgegrenzt. Die Wehrer­

satzverwaltung kann durch Einberufungen und besonders durch Vorbenachrichtj­

gungen nach ihrem Belieben besrimmen. ob der~. oder der 3. Abschnitt des Geserzes 

"lur Anwendung kommt . 

c) Nach dem neuen Gesetz gilt d3s Anerkennungsverfahren vor Prüfungsausschüs­

sen und -kammern ferner für die Gruppe der Zweitantragstel!cr (§ 12 KDVG). die 

keine Quantitc negligeable isc.6• Nach der Übergangsregelung des § 10 KDVG sind 

die Vorschriften des neuen Gesetzes über das Verfahren vor Prüfungsausschüssen 

und -kammern auch auf Antragsteller anzuwenden, .die einen Anrrag auf Anerken­

nung als Kriegsdienstverweigerer vor dem J. Juli J 983 gestellt haben, über den bei 

Inkrafttreren des Gesetzes noch nicht unanfechrbar oder rechtskräftig entschieden 

worden iS[«.6) Im Umkehrschluß ergibt sich aus § 20 KDVG, daß auf Kriegsdienst­

verweigerer. die ihren Antrag nach dem r . Juli 1983 stellen. bereits das neue Recht 

anzuwenden ist, obwohl es erst am J. Januar J 984 in Kraft rritt (Art . 6 TI 
KDVNG).~ 

57 BGBI. '977 I S. "'9, ~bg .. .Jru<kt bei ßlumenwi,,, (N. }). S. HO H. 
58 ßVerfGE 48,117 (']0) ; <. oben bei N. 7. 
59 D"..uf, d.Jl dcr . ivilc Er' ''2d ioMl .1.< Indiz der E.ch.h.i, der Gcwis,cn,cnL<c~eidung cl" Problem d.r 

kricgsdirns lverwcigerndcn Sold,ten und Rcservisren nichr löS!, h>r .uf Grund einer Vorl.ge 1'. Ei,ds 
vom 2) . 9. 1982 der Ausschuß der EKD fur Krieg<dicnstverwrigertr und Zivildienstleistende vOm 
7. 10 . 19S, hingewiesen. 

60 Diese Regelung cR.hic" .ueh schon die von der soziall iberalen Ko,ji.ion beschloss.ne und un B VenG 
gcscheirfrle Novelle v. 1).7. '977 (N. 57, § 2S~ I I WPflG) . 

6. Auf diese beiden Unklarheiten h'l TioUerben in der Anh6rung v. 8. Il. 1982 hingewiesen (Pro l. S. J S. 
und 84). 

6, Ucr Zwcit .. mtr.lg 'SI oft d,e !clZ'. Hoffnung derer, d" cnuehlossen sind, on der Kncg,dlen,rverweige­
rung luch d,nn {.s[zuhalten, wenn , ie nichl :1Ilerklnn( werden, dIe .150 vor der Ahem.t ive stehen, n .. h 
Berlin oder in< AuslVld zU fliehen oder eine (neuerdings wiederhol«) BCSlr:lfung wegen !'~nenfluc~r. 
cigenmächLiger Abwe.,.nhei, oder Gehor"msvcrweigcrung (§§ 16, ", '0 WehrS,rC ) - und zwu in dN 
Regel eine FrciheiuS1r.f. - 'uf ,ich zu nehmen. 

6) D.bei iso offenb" nichl bc..:l .cht worden. daß die Au<schüsse und Kunmem nlch neu,,", Rech. >lider, 
besetz. sind (§§ 9 !I und 111 , 18 I , KDVG). 

64 S. auch Art. 4 () KDVNG ; dazu unten N. 1)1 •. E. 

257 

https://doi.org/10.5771/0023-4834-1983-3-250
Generiert durch IP '18.117.152.116', am 13.09.2024, 09:29:40.

Das Erstellen und Weitergeben von Kopien dieses PDFs ist nicht zulässig.

https://doi.org/10.5771/0023-4834-1983-3-250


J . Die Grundzüge der Prüfung nach Akten!.tge 

a) für den Teil der ungedienten Wehrpflichtigen, der nicht von vornherein wie 

bisher von Prüfungsausschüssen und -kammern geprüft wird. wird durch das 

KDVG ein Verfahren neuer Are. das Verfahren nach Aktenlage. eingeführe.6J In 

diesem Verfahren entscheidet das Bundesamt für den Zivildienst (§ 4-1 KDVG). d . h . 

praktisch ein in dem Gesetz nicht näher qualifiziereer weisungsgebundener Beamter 

des Bundesamts, der dem Antragsteller unbekannt bleibt.66 

Die Einfiihrung dieses Verfahrens nach Aktenlage ist gemeint, wenn behauptet wird. 

durch das neue Gesetz sei die Gewissensprüfung abgeschafft worden .67 Dabei wird 
die »Gewissensprüfung« mit einer mündlichen Verhandlung gleichgesetzt. Nach der 

Ncuregdung tritt nur an die Stelle des bisherigen eine mündliche Anhörung ein­

schließenden Verfahrens ein ausschließlich schri(rliches Verfahren. Zudem kann das 

schriftliche Verfahren in ein Verfahren vor dem Prüfungsausschuß oder vor dem 
VerwalLUngsgericht einmünden .69 Durch das neue Gesetz wird also nur für einen 

Teil der Kriegsdienstverweigerer in einem ersten Verfahrensabschnitc die mündliche 

Anhörung abgeschafft. 

Gerade an dem neuen schriftlichen Verfahren läßt sich aber :t.eigen. wie die Aushöh ­

lung des Grundrechts der Kriegsdienstverweigerung durch das neue Gesetz aus der 
Forderung nach einer »Abschaffung der GewissenspfÜfung« hervorgegangen ist. 

Das jetzt eingeführte Verfahren nach Aktenlage ist in nuce bereits in dcr legendären 

Postkarte des vom Bundesverfassungsgericht für nichtig erklärten Geset:t.es der so­

zialliberalen Koalition enthallen. Der SPD-Entwurf vom 28. Oktober 1982 hat fur 

das neue Verfahren den Grundrjß geliefert. Die ursprüngliche Ziel richtung konnte 
dureh bloße An- und Ausbauten in ihr Gegenteil verkehrt werden. 

b) Die Grundlage des Verfahrens nach Aktenlagc ist der Antrag des Kriegsdienst­

verweigerers. Das neue Recht führt für alle Kriegsdienstverweigerer. 3150 auch für 

diejenigen. die von vornherein vor die Prüfungsausschüsse kommen. die Pflicht ein, 

den Anerkennungsanrrag schriftlich zu begründen. Im alten Recht hieß es dazu nur: 

"Er soll begründet werden~ (§ 2611 1 WPflG a. F .). An die Stelle dieser vier Wonc 
treten nun zwei lange Sätze: 

"Der Antr3g muß die Berufung auf das Grundrecht der KriegsdienSTVerweigerung (Artikel 4 
Abs. 3 S~tz J des Grundgeselzes) enthalten. Dem Antrag sind ein ausfilhrlicher Lebenslall f und 
eine persönliche. ~usfiihrliche D~rlegung der Beweggründe {ur die Gewissensentscheidung 
sowie ein Führungszeugnis (§ 28 des Bundcszcfllralrcgistergesctze<) bei211liigen« (§ 2 11 2 und 3 
KDVG). 

6S N.ch der G esel:Ltsbe-griindung (BT-Drs. 91'1:4, S. (0) haI diese Regelung folgende Zielso,zung: ·,D-. 
zweil' Absd,"itt slellt du Kernslück dcr Ncurcgdung des Rech" der Kriegsdi"nSlverwl'igerung d,r. 
Ungedienle Wehrpflichtig<, die noch nichl cinberufen und auch noch nichl vorbt nochrichtigt sind. 
sollen kunfug nach bloß [onnalu Pro' fimg ihr~ Antrags ~I s Kri'1;sdiemrverwcigerer "n""kannl werden. 
D:uni, enlfällt für diesen Pasonenkrcis, der die überwicg0nde Men rhelt dcr AntngSlcllcr d,rslcllt. ci,. 
dtrzei,igt Anerkennung,vcrfiliren "or den Prüfungsausschüssen und -kammern. DlC vom Bundesver­
ü"ungsgerich, in seiner Entscheidung vom '}. April t978 geforderte Übtneugung dcr zustindigcn 
BehOrdc. d.ß eine durch Artikcl4 Abs . 3 SalZ \ des Grundg","lzes g<schuly,e Gew;ssensenlSeheidung 
vorliegt. wird in Übereinstimmung mil diesem U "eil du reh eine entsprechende Ausgestaltung des 
Zivildiensles. insbesondere durch eine verlängerte Dien"d.ucr trreichl . (Hc ..... orh. R. E.). Hier wird 
schon dadu rch ein falscher [indruck crw""kt. daß nur von dem F.II. d.ß d'l Bunde<>J"1 ""erkenn'. die 
Rede iS!. 

66 Von informi~rter Seile ISI zu .. fahren. d3s Bundeslmt plan<. scin~n Personllbest.lnd um einige wenige 
Volljurislen und im iibri~~n um Be,mtt d,·s millieren Dionsles 7.U c,"'eilem. Di. Enclent$cheidung 
wllm d ie VoJljurislcn rrdm. Di,· Be.mten d" mitderen Dien"es so))en prüien. ob dcr Anl<ag voll­
sl'nd ig ist (§ S 1 Nr. I KDV G ). Dabei iSl voc>u'gesclZ(, daß dies< \'riIiung nur cine fonnale Priifu ng ;" 
(s . d>%u unlen be i N. 7' und N. g s). 

67 Oben N. )8. 
68 Dazu sogleich unler c. 
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c) Auf Grund des schriftlichen verf3hrens bnn das Bundesamt für den Zivildienst 

drei Emscheidungen rreffen. Es kann den Antragsteller anerkennen (§ 5 KDVG), es 

kann den Antrag 3blehnen (§ 6 KDVG) oder es kann den Antrag dem Prüfungsaus­

schuß zuleiten (§ 7 KDVG). [n diesem dritten Fall kann der Prüfungsausschuß bzw. 

die Prüfungskammer wie d3s Bundesamt den Antragsteller nach Lage der Akren 

anerkennen (§§ 7 Satz 3, 14 1II, 16 [ 2 KDVG). Der Regc!fall wird <lber sein, daß der 

Prüfungsausschuß bzw. die Prüfungskammer wie bisher auf Grund einer mündli­

chen Anhörung entscheidet (§ 14 Il KDVG). Im zweiten Fall, also wenn das Bun­

desamt den Antrag ablehnt, bleibt dem Antr<lgsreller nur der Gang zum Verwal­

cungsgericht. Die angebliche Abschaffung der Gewissensprüfung bedeutet in diesem 

Fall nur, daß dem Antragsteller die Möglichkeit genommen ist, auf Grund einer 

mündlichen Anhörung durch den rTÜfungsausschuß und die Prüfungskammer eine 

Anerkennung zu erreichen. Zudem ist das Verfahren vor dem Verwaltungsgericht im 

Unterschied zu dem Verfahren vor den Prüfungs3usschüssen und -kammern (§ 12 

KDVG) niche kostenfrei. 

d) Welche Emscheidung das Bundesamt trifft, richtet sich nach drei Teilt4tbestän­
den. Das Buncles3mt hat zU prüfen, ob 

"J. der Antrag vollständig ist (§ 2 Abs. 1), 
2. die dargelegten Beweggründe dls Recht auf Kriegsdienstverweigerung zu begründen geeig­
net sind und 
}. das tatsächliche Ges~mrvorbringcn des Antragslellers und die dem Bundesamt bekannten 
sonstigen außercn Tatsachen keine Zwei{el an der Wahrheit der Angaben des Antragstellers 
begründen. (§ S [ KDVG). 

Der Antragsteller ist anzuerkennen, wenD alle diese drei Voraussetzungen erfüllt 

sind (§ 5 I KDVG). Wenn eine der heiden ersten Voraussetzungen nicht erfüllT ist, ist 

der Antrag abzulehnen (§ 6 KDVG). Fehlt es ~n der dritten Voraussetzung, leitet das 

Bund~amt den Antrag an den Prüfungsausschuß weiter (§ 7 KDVG), der in der 

Regel wie bisher auf Grund einer mündlichen Anhörung enLScheidet. 

Bei dem J. Teilt4tbestand stellt sich die Frage, was mit .Zweifel(n) an der Wahrheit 

der Angaben des Antragstellers« gemeint ist. Es sind zwei Auslegungen möglich. Es 

könnte die Behauptung des Antragstellers, er sei zur Kriegsdienstverweigerung nach 

Art. 4 III GG/§ I KDVG berechtigt, insgesamt gemeint sein (weite Auslegung). 

Dann ware der Antrag auch dann an den Prüfungsausschuß weiter.wleiren, wenn 

aufgrund einer unklaren Darlegung der Beweggründe Zweifel bestehen, ob der 2. 

Teiftatbesl4nd erfüllt ist. 69 Es können aber auch nur die Behauptungen des Antrag­

stellers über Tatsachen gemeint sein (enge Auslegung). Dann hatte, wenn zweifelhaft 

ist, wie die Darlegung der Beweggrunde zU verstehen iSI, das Bundesamt diese Zwei­

fel selbst zu beseitigen, indern es die Begründung des Antragstellers auslegt und, falls 

die Zweifel nicht durch Auslegung der Darlegung des Antragstellers zU beheben 

sind, den Antragsteller nach §.2 5 Sau. I VwVfG zu einer KlarsteIlung aufzufor­

dem.7° Die enge Auslegung hat die schwerwiegende Konsequenz, daß der Antrag­

steller schon durch das Bundesamt abgelehnt werden kann, wenn dieses seine Dar­

regung der Beweggründe zu seinem Nachteil auslegt. 

Für die weite Auslegung spricht ein Vergleich des Wortlauts des § 7 Satz I (Vt'rwei­

sung an den Ausschuß) mit dem Wortlaut des § 5 I Nr. 3 KDVG (Anerkennung 

durch das Bundesamt). [n § 5 I NT. 3 heißt es "das tatsächliche Gesamrvorbringen«, 

69 Wiihr~nd des G~'ClZgcbungsvcrf.lhrens bestand der Eindruck. die R(-gdung s.·i in diesem Sinne zu 
verstehen_ 

70 Eine Auslegung de. § I KDVG , nach der Abs .• d ie.ser Vorschrift (d~zu untcn umer 4. b) eine ~b;chli,· 
ßcndc Regelung w:;re und d,tnit die Beralungsp(~cht nach § l\ Asat>. 1 VwV(G .um:hlicß .. n wurde, 
W2rc grob rtdus<t",,"tswidrig. 

2$9 
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in § 7 Satz J dagegen nur .das Gesamtvorbringen«J' Für die enge Auslegung spricht 

das Wen »Wahrheit " . »Zweifel ~n der Wahrheit" kann es nur bei Tatfragen, nicht 

bei Rechtsfragen geben. Für die enge Auslegung ausschlaggebend ist, daß, wie so­

gleich (unter 4.~) zu zeigen sein wird, der Systematik des Verfahrens nach Aklenlage 

die Trennung von Rechtsfrage (2. Teihatbestand) und Tatfrage () . Teihatbestand) 
zugrundeliegr. 

4. Kritik des Verfahrens nach Aktenlage 

.1) Ocr Grundgedanke der neuen Regelung ist, die Prüfung des Gewissens durch 

eine Prüfung der drei Teiltatbeslällde z:u erseezen. Dabei wird offenbar unter dem 
Gewissen eine innere Tatsache verstanden, die bei der Prüfung der drei Teiltatbe­

stände ausgespart bleiben soll. Nach dieser Incencion ist der L Teiltatbestand, die 

Vollständigkeit des Antrags, nur etwas Formales.l' Durch den 2. und 3. Teiltacbe­
stand soll die Gewissensprlifung in eine Schlüssigkeitspri.ifung (2. TeiltatbestandYJ 

und eine Glaubwürdigkeitsprüfung (3. Teiltatbestand) aufgespalten 7< und die Prü­
fung auf eine bloße SchlüssigkeitspnHung und eine bloße Glaubwürdigkeit~prüfung 

beschränkt werden/! [ntcrpretiere man das Gesetz ad bonam paTtern, soll die Indi­

vidualität des Antragstellers dadurch geschont werden, daß das Individuelle seiner 

Gewissensencscheidung bei der Prüfung nach Aktenlage ausgeklammert 
bleibt)6 

b) Unterstellt man zunächst, eine solche Beschränkung sei möglich, so wird der 
Gedanke, durch diese Beschränkung das Prüfungsverfahren für den Kriegsdienstver­

weigerer zu erleichtern, schon dadurch in sein Gegenteil verkehrt. daß dann, wenn 

der I. oder 2. Teiltatbestand nicht erfüllt ist, der Antrag abzulehnen isr. In diesen 

Fällen wird der Antragsteller schon darum abgelehnt, weil sein Antrag unvollständig 

ist oder weil die schriftlich »dargelegten Beweggrunde das Recht auf Kriegsdienst­
verweigerung zu begründen nicht geeignet sind". Die Beschränkung dcr Prüfung 

bedeutet in diesen Fällen, daß der ATltragsteller auf Grund einer unvollständigen 

Prüfung abgelehnt wird . 

Der Beschränkung des materiellrechdichen Maßstabs der Prüfung entspricht (or­

mellrechdich eine Beschränkung der Aufklärungs- und Ermitdungsbcfugnis des 

Bundesamts. Hierbei zeigt sich die gleiche Verkehrung. - Wenn im Falle des 1. 

Teiltatbestandes der Antrag nach Ansicht des Bundesamts unvollständig ist, fordere 

es den Antragsteller auf, den Antrag innerhalb einer Frist von vier Wochen zu 

]I Das Adjekllv """",,hljch~· j't in S 5 I Nr. ) KDVG "ach der Annonlng v. 8. ,~. '9h hin~ugeCüg' 
word.n. § 7 Sal7. 1 K l)VG ist in diesem Punk, un'·.r:inde" geblieben. Moglichfrweise is' d .. nur ein 
Red,k,ionSVCr.\ehcn. 

72 Di. Gcselusbegriindung sprich, ,·On ein~r . formal.(n) Prüfung- (s. un.en b.i N. 8,). /n der in N . 6S 
7i,i~rlcn Vorbemerkung zum ~. Abschn. winl ' og>r die gesamte P",fung n.eh Ak,enlage ~h .bloß 
[onn.le Prüfung_ beuichnet. 

7) So auch die Gcstlztsbegrlindung, S. 7. 
74 So verstcht auch Sei ben d~s Gese'2. Pro<. dco- Anhörung v. B. H· '9B., 5. 7' . 
7S Dieser Lösung hab en Rcformüberlcgungcn den Weg bereit." die die »GcwissertSprufung., durch eine 

Prüfung der Glaubwürdigkei. erse,zeo wollten. Von solchen Überlegungen einer FDP-Arb.ilSgcupp'· 
wird in dcr RNZ v. '7. 6. '98r b«ich.cl. Urheber dieses Gedankens i .. v. Zcz.schwi.z,JZ '970, zH (bc< . 
S.2)6). 

76 Diese Abs ich, ist durch die n.eh der Anhörung vorgenommenen Ändtrung~n des Ge-<<1usWOnlaulS 
noch un,crstridlClI worden. Bei dem 1. Td, •• be't.nd turn C$ n,eh dem ursprünglichen Gcsc12en,wurC 
d"aul an. ob . die 8egrundung dcr Gewisscmenmheidung den An.rag r""hderti g •• . Entsprechend war 
bci den Anforderungen an den Anlrlg(§ 111 2 KDVG, s. oben unter J. b) "'rt von einer> D,r1cgung der 
Bc-webgti.lnd. lur die G<"WIS<enscnls<:heidung- schlich, von einer • Begriinduog der Gewi .. <cnscnl5ehci­
dung. d,e Rede . Bei dem 3. Teihatbesllnd hieß es stm . du t.,(Sächliche Ge,arntvorbringen v (§ j I 
Nr. )) nur _das Ge-samrvorbringen. (so weiterhin in § 7 Salz, ) und "all >·sons.igen lußeren T al5ochcn­
(§ S I Nr. J). b~w .• :'u~rcn T,,,,cnen. (§ 7 Satz r) "TolSochcn (Ak,cnl,ge) •. 
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vervollständigen (§ 6 I 2 KDVG) . Kommt der Antragsteller dieser Aufforderung 

nicht nach oder ist sein Antrag nach Ansicht des Bundesamts dann immer noch nicht 

vollständig genug, ist der Antrag abzulehnen. So kann der Antrag beispielsweise 
abgelehnt werden, weil kein Führungszeugnis beigefügt ist. Darauf, ob der Antrag­

steller den Kriegsdienst aus Gewissensgründen verweigert, kommt es darm gar nicht 

mehr an. - Bei dem 2 . Teiltatbestand wird dem Antragsteller durch den Wegfall der 

mündlichen Anhörung die Möglichkeit genommen, Mißverständnisse riclnigzustcl­

len. Wenn der Antragsteller eine Formulierung gebraucht, die auf eine als unzulässig 
angesehene ~si(Uationsbedingte« Kriegsdienstverweigerung schließen läßt (dazu un­

ten umer d), kann in einer mündlichen Verhandlung der Beistand eine Zusatz.frage 

steUen, die eine Richtigstellung ermöglicht. Im Verfahren nach AktenJage hat eine 

falsche oder vom Bundesamt mißverstandene Formulierung die Ablehnung zur 

Folge. 
Wenn bei dem J . Teiltatbestand das Bundesamt Zweifel an der Wahrheit der Anga­
ben des Antragstellers über äußere Tats:lchen hat, hat es ihm »Gelegenheit zu geben, 

sich zu diesen ergänzend zu äußern und sie zu belegen « (§ 5 fI I KDVG). In dem 

Gesetz heißt es ausdrücklich: »Eine darüber hinausgehende Tatsachenaufklärung 

findet durch das Bundesamt nicht statt" (Satz 2). Der Antragsteller muß dieser 

Aufforderung nachkommen, wenn er vermeiden will, daß sein Antrag an den Prü­

fungsausschuß verwiesen wird . Nach der im Verwaltungsverfahrensrecht geltenden 

Untersuchungsmaxime hat jedoch die Behörde die Verpflichtung, den Sachverhalt 

von Amts wegen zu ermitteln (§ 14 J ( VwVfG). Die scheinbar dem Antragste!ter 

günstige Beschränkung der Ermj[(lungsr:itigkeit des Bundesamts bedeutet in Wahr­

heit eine Befreiung des Bundesamts von dcr zu der Untersuchungsmaxime gehören­

den Ermittlungspflicht. Die Tatsachenaufklärung wird nicht abgeschaffr, sondern 

bloß dem Antragsteller aulgebürdec. Andererseits wird die Untersuchungsmaxime 

aber auch nicht durch die Verhandlungsmaxime, die den Zivilprozeß beherrscht, 

ersetzt. Während nach der Verhandlungsm;txime die Paneien nicht nur den Tatsa­

chenstOf( beizubringen haben, sondern damit auch bestimmen, in welchem Umfang 

das Gericht den TarsachenstOff berücksichtigen darf, gilt diese Begrenzung für das 

Bundesrtmt nichr. Das Bundesamt kann auch Tatsachen berücksichtigen, die ihm 

durch Hinweise \'on driner Seite, etwa der Polizei, den Nachrichtendiensten oder 

privaten Informanten, bekannt geworden sind. In der Begründung des Gesetzen!­

wurfs 77 wird von einer .Berüeksichtigung eventuell dem Bundesamt über den An­

tragsteller bekannter Tatsachen~ gesprochen. Aus der Kreuzung der Untersu­

chungs- mit der Verhandlungsmaxime geht so ein neues prozessuales Geschöpf her­
vor : die Zufallsmaxime. D;unit kehrt sich aber auch die Schrifdichkei( des Verfah­

rens gegen den Antragsteller. Wegen des GrundsatZes der beschränkten Aktenöf­

fentlichkeit (§ 29 VwVfG) sind die weiteren Tnformationsquellen seinem Einblick 

weitgenend entzogen.7s Inwieweit er sich gegen Denunziationen wehren kann, hängt 

so davon ab, wie das Bundesamt die durch § 28 VwVfG gebotene (schriftliche) 
Anhörung handhabt. Nicht ohne Grund war - im Bereich des Strafrechts - die 

Einführung der öffentlichen und mündlichen Vernandlung eine der großen Forde­

rungen des Liberalismus im Kampf gegen den Absolutismus. 

c) Die entscheidende Frage ist, ob eine Beschränkung der Prüfung auf die drei 

n Zu § s I, BT-Dn. 91>"4 S. '0, H~rvofh. R. E. 
78 fur die Akten.in,ich, bnn zudem ~jne R.;s. >Um BundcS>m, (Koln) no.wendig w<,den . Während im 

Vcrw.,llungspro~cß n.eh § '00 !l } VwGO die Akten nach dem Enne>,.n de, Vorsitzenden den> 
bcvollm',h,ig.cn R."hu.nwalt ub,,~bcn werden konnen, h" d;u V",VfG bewußt keine entspre­
chende Regelung für cl .. Vcnv.hung"·crl.hren vorgesehen (Begründ ung 8T-Ors. 7/')10, S. SJ r. 
Sp.). 
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Teiltatbestärlde überhaupt möglich ist. In dem bisher geltenden Recht ist die Grund­
lage des Prüfungsverfahrens der Satz: »Über die Berechtigung, den Kriegsdienst mit 
der Waffe zu verweigern, wird auf Antrag entschieden ~ (§ 26 I WPflG a. F.). Danach 
ist der Gegenstand des Verfahrens die Entscheidung über die Berechtigung. den 
Kriegsdienst mit der Waffe zu verweigern. Das KDVG hat d iesen Satz als § 1 I 
übernommen . §:l KDVG gehört zu den allgemeinen Vorschriften des I. Abschnitts 
des KDVG. die sowohl für das Verfahren vor dem Bundesamt als auch für das 
Verfahren vor den Prüfungsausschüssen und -kammern gelten. Auch in dem Ver­
fahren nach Aktenlage ist also der Veryahrensgegenstand die Frage, ob der Antrag­
steller bercclHigr is t, den Kriegsdienst mjt der W~f{e zu verweigern. Der Antragstel­
ler ist berechtigt, den Kriegsdienst mit der Waffe zu verweigern. wenn er den Tat­
bestand des An. 4 fII r GG bzw, des § 25 WPflG 3 . F .• jetzt § J KDVG erfüllt. Den 
Tatbestand des An. 4 III r GG erfüllt, wer gegen sein Gewissen zum Kriegsdienst 
mit der Waffe gezwungen würde. Den Tatbestand des § I KDVG erföllt. "wer sich 
aus Gewissensgründen der Beteiligung an jeder Waffenanwendung zwischen den 
Staaten widerset,,-t und deshalb unter Berufung auf Art. 4 Abs . 3 des Grundgesetzes 
den Kriegsdienst mit der Waffe verweigert «. In beiden Tatbeständen ist das Gewis­
sen ein Tatbcsundsmerkmal, in Art. 4 HI ( GG unminclbar. in § J KDVG in Form 
des Kompositums »Gewissensgründe~ . Wenn "die Berechtigung, den Kriegsdienst 
mit der Waffe zu verweigern~. überhaupt in einem Anerkennungsverfahren über­
prüft wird, ist daher unvermeidlich die von dem Antragsteller geltend gemachte 
Gewissensemscheidung Gegenstand der Überprüfung. 
Der Gesetzgeber hat nicht erkannt, daß die Absicht, die Prüfung zu begrenzen, in Wi­
derspruch dazu steht, daß der Verfahrensgegenstand weiterhin den gesamten Tatbe­
stand des Art.. <I III J GG/§ J KDVG umfaßc Dieser Widerspruch ist der emschei­
dende KomtruktiollSJehler des Verfahrens nach Aktenlage. Er hat zum einen zur 
Folge. daß die Maßstäbe, nach denen das Bundesamt entscheidet, nicht hinreichend 
durch das Gesetz bestimmt sind . Zum anderen bricht der Widerspruch auf. wenn sich 
bei einer Klage gegen die Ablehnung durch das Bundesamt die Frage stelle, was der 
Gegens[and des verwaltungsgerichrlichen Verfahrens ist (dazu unten unter f). 
Weil einerseits die Gewissensentscheidung gegen den Kriegsdienst mit der Waffe 
Gegenstand der Überprüfung bleibt, andererseits aber die drei Teiltatbescände des 
Verfahrens nach Aktenlage das Gewissen aussparen, erfaßt der Normtext nicht den 
Verfahrensgegenstand. Durch den Normtext der drei Teiltatbestände werden nicht 
Sachverhalte abgegrenz.t, die jeweils unter einen der drei Teiltatbestände subsumiere 
werden kÖnnten. 79 Der Sachverhalt, über den zu entscheiden ist, ist immer größer als 
der Teiltatbestand. unter den er subsumiert werden solL Damit hat der Gesetzgeber, 
ohne es zu wissen, dem Bundesamt eine extralegale Entscheidungsmacht einge­
räumt. Sc Das Bundesamt kann zum einen di<.> Anforderungen an die Erfullung der 
drei Teilratbestände nach Belieben hochschrauben. Es kann zum ~nderen die Lücke 
zwischen dem VerfahrensgegenHand und den gesetzlich normierten Teilratbestän­
den durch selbstgesetzce Maßstäbe ausfüllen . Dies kann an den drei Tcilt;ltbeständen 
im einzelnen gezeigt werden . 
Gemäß dem I. TeilllltbeSLtznd ist eine der drei Voraussetzungen einer Anerkennung, 
daß "der Antrag vollständig jSt« (§ S I Nr. J KDVG), und umgekehrt der Antrag 
"abzulehnen, wenn er nicht vollständig ist« (§ 6 I 1 KDVC). In der Begründung des 

79 D,ß die Begriffe, die den Mlß,,,b der Prüfung n,eo Aklcnbge bilden >ollen. kein. subs~mtions{ih igcn 
Begriff. SInd. hOl in der Anh6rung Holfcrbcrt eindringlich hCr:lusgc5Idlr (Pro!. S. 82 f.). 

So Diese Enlseheidung,m3cht ist mit den K"cgorien d,·s unbeSlimmtrn Rechtsbegriffs oder d~s Bcuru;­
l~ngS5piciraums n;,h, zu fassen. Die« ,el2m \'orJus. daß de.r Verfahronsgcgensland unlcc die R~chlS­
norm subsumicrbar ist. 
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Gesetzes heißt es dazu: .D:lS Bundcsamt erkennt den Antragsrdler an, wenn der 
Antrag in der vorgeschriebenen Form gestellt worden ist (formale Prufung)"&'. Die 
Verfasser des Gesetzes meinen, bei dem I. Teiltatbestand sci eine inhaltliche Prüfung 
ausgeschlossen. Sowohl in§ 5 I Nr. I als auch in § 6 I 1 KDVG wird jedoch durch 
einen Klammerzusalz auf "§ 2 Abs. 2« des Gesetzes verwiesen. Nach § 1 II 1 KDVG 
ist dem Antrag neben einem ausführlichen Lebenslauf und einem Führungszeugnis 

.eine persönliche. ausführliche Darlegung der Beweggründe für die Gewissensent­
scheidung« beizufügen.Sl Da das Bundesamt auf Grund der Verweisung auf §). II 
KDVG zu prüfen hat, ob die Voraussctzungen dieser Vorschrift erfüllt sind, har es 
auch zu prüfen, ob die Tatbestandsmerkmale einer "persönliche(n), ausführliche(n) 
Darlegung der Beweggründe für die Gewissensentscheidung" erfüllt sind.8) Die Be­
griffe "persönlich a und "ausführlich« bedürfen einer Auslegung. Für diese ist der 
Zweck des Erfordernisses einer persönlichen, ausführlichen Darlegung der Beweg­
gründe maßgeblich. Die Begriffe hätten beispielsweise einen anderen Sinn, wenn ein 
Eheanbahnungsinstitut seine Kunden um eine "persönliche. ausführliche Darlegung 
der Bewcggründe~ bäte. Nach dem objektiven Sinn des KDVG soll die persönliche, 
ausführliche Darlegung der Beweggründe der Feststellung dienen. ob der 2. und 3. 
Teiltarbestand erfüllt sind. Die Ausführlichkeit der Darlegung der Beweggründe ist 
die Voraussctzung der Schlüssigkeirsprüfung (2. Teiltatbestand);8~ daß die Darle­
gung persönlich ist, ist die Voraussetzung für dic (eingeschränkte) Glallbwürdig­
keirsprüfung (3. Teiltatbesrand). Aus einer Schlüssigkeits- und einer Glaubwürdig­
keitsprüfung aber sctzte sich die bisherige »Gewissensprü(ung« zusammen. Hinter 
dem vermeintlich nur fonnalen Erfordernis der »persönliche(n), ausführliche(n) 
Darlegung der Beweggründe für die Gewissensenrscheidung~ verbirgt sich das ganze 
materielle Problem einer »Gewissensprüfung •. ss 

Die crux einer Prüfung des I. Teiltatbestandes ist die Frage, wann die Darlegung der 
Beweggründe persönlich genug und ausführlich genug ist. Die Grundkonzeprion 
des Gesetzes. nach der die Individualität des Antragstellers dadurch geschont wer­
den soll. daß das Individuelle seiner Gewissensentscheidung bei der Prüfung nach 
Akcenlage ausgeklammen bleibt. kehn sich hier gegen den Antragsteller. Obwohl 
seine Individualität aus dem Verfahren ausgeschlossen ist, wird von ihm eine Indi­
vidualisierung seines Antrags verlangt. Sich gegenüber fremden schriftlich "persön­
lich. auszudrücken, gelingt nur dem dichterischen Genie. Eine Gewissensentschei­
dung bildet sich durch Erfahrungen, die den in dem gleichen sozialen Raum leben­
den Menschen gemeinsam sind. Daher wären die meisren Anträge selbst dann ähn­
lich oder gleichlautend formuliert. wenn die Antragsteller keine Beratungsbücher 
heranziehen würden. i6 Wie ~ausfühTlich" eine Begründung sein muß, um zu über­
zeugen. hangt auch von dem Adressaten ab. Während in einer mündlichen Verhand­
lung der Geprüfte an den Reaktionen der Prüfer einen Anhaltspunkt hat, ist im 

8J BT-Drs. 9/2> '4, S, 7· 
g, S. oben unter ). b). Zu Rech, wird &"gen die,e, Erfordernis eingcwend"" daß e' schrihungew.ndte 

Antragstelb benach,eil ige (in der Anhof\lng Bub.mer, S. 43, Seiben, S. 7' und Molilor, S. 79 dt, Pro, ; 
so Auch in Sleilungruhmen au' den Reih,"" der KDV·Beraltr und -B<iSll:nd~). 

83 So in der AnhÖf\lng .. ueh Molitor (ProL s. 77) und Hoffcrbm (cbd., S. 83). - Die .. HlO,cnur oflnete 
emen Splh w(·i, <chon der § 1 IJ des SPD·Enlwuri, v. ,s. JO. 198. (oben N. 10). Er I,utet: .,Dem Anlng 
ist eine Erklärung beizufugen. mit der der Antragsteller «ine Gcwi".nscnl.\cheidUSlg Meh ,<inern 
persönliehon Ausdrucksvcrrnogen darleg". [)er Begründung des Entwurfs ~u(olge (unter 1., I. Ab,.) 
h,,, da< Bundesamt fesLZustellen. ob dies der hll i". 

84 So ~uch MolilOr in der Anhorung, PrOL S. 78. 
8S Die geplante Arbc"'leilung zwischen Volljurjs,en und B.,mlen d., minieren Diens,es (N. 66) i~, d,n<r 

undurchführbu. 
86 Man verglpiehe die Klischeeh.ftigkeit von Hei!": .. s· und TodeslnLeigen. di" jA ,ueh etwas hochst Indi· 

viduelles ausdrucken wollen. 
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schriftlichen Verfahren sein Adressat ein ferner Anonymus. Das Verlangen nach 

einer bloß 5chrifdichen »persönliche(n), ausführliche(n) Darlegung der Beweg­
gründe für die Gewissensentscheidung« gleicht der Aufgabe, mit einem Sieb das 

Meer auszuschöpfen . 
Der 2 . und der J . Teiha(bestand sollen der materielle Maßstab der Prüfung nach 
Aktenlage sein. Hierbei ist die crux, daß sie kein Maßstab sein können. 
Die Zweifelsregelung des J. Tei/tatbe,tandesSj beschränkt sich nicht 3uf eine Prüfung 
der Vereinbarkeit des Gesamtvorbringens des Antragste!lers mit den dem Bundes­
amt bekannten sonstigen äußeren Tatsachen.Bi Andemfalls müßte § j I Nr. 3 KDVG 
lauren: "Der Antragsteller ist anzuerkennen. wenn der Vergleich seines ([atsächli­

ehen) Gesamtvorbringens mir den dem Bundesamt bekannten sonstigen äußeren 
Tatsachen keine Zweifel an der Wahrheit seiner Angaben begründetc (mutatis mu­
tandis ebenso § 7 Satz t). Das Gesetz stellt jedoch das Gesamtvorbringen und die 
äußeren Tatsachen nebeneinIInder. Das Bundesamt kann den Antrag an die Aus­
schüsse verweisen. wenn es auf Grund des (tatsächlichen) Gesamcvorbringens oder 
auf Gnmd der ihm bekannten äußeren Tatsachen aD der Wahrheit der Angaben 
zweifelt. Der 3. TeiJt3tbestand enthält keinen Maßstab für die Frage, wann Zwei(cl 
begründet sind. Ob der Beamte des Bundesamts Zweifel hat, hängt davon ab, was für 
ein Bild von einem ~cchten « Kriegsdienstverweigerer er sich macht. Da cr mögli­
cherweise nie einen leibhaftigen Kriegsdienstverweigerer zu Gesicht bekommt, kann 
er dieses Bild nicht an der Realität korrigieren . Maßstab für die Zweife.! sind so die 
Vorurteile der Beamten des Bundesamts. 

Bei dem 2. Tei/tatbestand hängt die Entscheidung über Anerkennung oder Ableh­
nung davon ab, ob »die dargelegten Beweggrunde das Recht auf Kriegsdienstverwei­
gerung zu begründen geeignet sind«.19 Maßgeblich dafür sind die materiellrechtli­
chen Tatbestände des Art. 4 III r GG bzw. des § t KDVG. DurchArl. 4 li/I GG ist 
nicht jede beliebige Ablehnung, sondern nur eine Gewissensentscheidung geschützi 
und auch nicht die Gewissensentscheidung gegen die Beteiligung an allem. was mi­

litärischen Zwecken dient) sondern nur eine Gewissensentscbeidung, die sich gegen 

den "Kriegsdienst mit der Waffe« rielnet. Wenn cin Antragsteller Beweggründe 
angibt) die den Tatbestand des Art. 4 lTI I GG nieht erfüllen. wird er 2U Recht 
abgelehnt. Es gibt folglich Beweggründe. die "das Recht auf Kriegsdienstverweige­
rung zu begründen nicht geeignet sind" (§ 6 I I KDVG).90 

Wäre bei dem 2. Teiltatbestand nur eine Negat;vprü[ung anhand des An. 4 III I GG 
zulässig, wäre nur einzuwenden, daß im Verfahren nach Akrenlage Mißverständ­
nisse möglich sind.91 Die eigentliche Problematik der SchlüssigkeitSpriifung steckt in 

87 s. ob~n unter}. d. 
S8 So .ber in dem von Minister Geißler in dem Spltgtl-Interview (N. J8, S. 54) ~ngefuhntn Beispiel: 

.Jemand SOlg! in uin.m lebens!'"r. d.ill er se;r zwei Monarm .[; Stud.nl in ein~r schlagenden V.rbin­
dung iS! . Und e.rverwtigen den Wehrdiensr, wcil er grundsätzLich, wie er sagt. gegen W.ffcn:lIlwcndung 
ist •. In diestm F:ille läge es n.he. das Gesamtvorbringen d,hingehcnd auszulegen, dlß der Antragsteller 
- wie von § , KDVG nur gefordert - .ich . der B.teiligung on jeder W.ffenanwendung zWßchen den 
Sr""len ",iderS<!z« (Horvorh. R. E.). Vgl. oben unt.r J. d zur AU.<lecung d~r D,r1egung der Beweg· 
gründe und untcc 4. b zum Problem de< Mißve",ändnls,es. 

89 S. oben unter ). d. In einem Brie! ,'. ,8. ,. '!Ja) an die Zivildieru;tl .... '.nd.n. in dem Min;'ter Geißlu 
di",,< vor e;nef B~tei~gung an dem Srreik w.unrc, werden folgende Beispiele .\J1gefüh" , 
, .• Ich. will nichl in die S"u~rioo kommen, bei einer btw:ufneten AU.<einandersclzung !U{ hnd.<Ieutc 
,,,s dem anderen Teil De"lSchland. ~u «hießen .• , 
, .• Die S'rcilkrO'nc ,·erlügen hC"le über SO schreckliche WaH<n, daß ich an dcren Einsol? nichr beteiligl 
sein möchte .. , 
3 . • Ich lehM diesen Su.u ab und will ihn deshalb nichl v,neidigen<, 
4 . • lch will einen sozi.len Berul ergreifen. deshalb will ich auch - 't.lII Wehrdien« zu leisten - eine 
<ozi,le T;i1igkeil im Zi'·iJdien" ausüben •. 

90 So in dem Bri.{ ('·orige N.) d .... 4. und (wegen des . dcsh,lb-) das J. Bei,piel. 
9' Ob~n umer 4. bund N. SB. 
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dem Ausschluß der sog. silU3tionsbedingten Kriegsdienstverweigerung durch § I 

KD VGY Offenbar ist beabsichtigt. Beweggründe auch darum als zur Begründung 
des Rechts auf Kriegsdienstverweigerung nicht geeignet anzusehen. weil sie »situa­
t.ionsbedingt« sind.?) Es ist zu befürchten, daß das Bundesamt durch eine Verwal­
rungsvorschrifr festlegt, welche Beweggründe wegen Situationsbedingtheit nicht ge­
eignet sind (Negativprüfung) oder sogar umgekehrt, welche Beweggründe allein 
geeignet sind (Positivprufung). Die Prüfung nach dem ~. Teiltatbestand führt dann 
zu einer inhaltlichen. politischen Kontrolle der Gewissensentscheidungen. Die Be­
schränkung der Sehlüssigkeitsprüfung auf die Prüfung der generellen Geeignetheit 
der Beweggründc9~ hätte so zur folge, daß sich vor den verfassungsrechtlichen Maß­
stab des Art. 4 III 1 G und den gesetzlichen Maßstab des § l KDVG ein weiterer, 
von der Verwaltung gesetzter Maßstab schiebt.?! 
d) Es ist zu erwarten, daß das Bundesamt sich bei der Ablehnung »situatioll5be­
dingt« begründeter Anträge auf die umfangy-eiche Rechtsprechung zu diesem Pro­
blem berufen wird. Daher ist daran zu erinnern. daß nach dem Ansatz der höehsr­
richterlichen Rechtsprechung gerade die Beweggründe .. situationsbedingt« sein 
dürfen. Der \. Senat des Bundesverfassungsgerichts hat in seinem Beschluß vom 
20. Dezember 1960 den dem neuen § 1 KDVG entsprechenden § 25 WPilG l . F. 
durch eine verfassungskonforme Auslegung korrigien:. Danach dürfen die Motive 
situ3tioosbedingt sein. Es ist nur erforderlich. daß aus solchen Motiven eine Gewis­
sensentscheidung hervorgeht, die ihrem Inhalt nach den Kriegsdienst »heute und 
hier allgemein« ablehnt.9' Daran anknüpfend verlangt das Bundesverwa\cungsgericht 
in dem für die Praxis heute noch maßgeblichen97 Urteil des 7. Senats vom 17. De­
zember 1965 nur. daß die ~)sicuacionsbedingten' Beweggründe« sich .. im Gewissen 
des Kriegsdienstverweigerers zu der zwingenden sittlichen Überzeugung umgesetzt 
haben, daß er mit der Waffe an keinem Kriege der Bundesrepublik teilnehmen 
dürfe«.99 Danach sind »sit·uationsbedingte« Beweggt"Ünde des K(iegsdienstverweige­
rers dann durchaus geeignet. das Recht auf Kriegsdienstverweigerung zu begründen, 
wenn er eine diesem Erfordernis einer Umsetzung der Beweggründe in eine zwin­
gende sittliche Überzeugung enL~prechende »Umsetzungsklausel~ hinzufügt . 
Der Ansatz der Rechtsprechung zur »situationsbedingten« Kriegsdienstverweige­
rung ist allerdings in sich widersprüchlich. Daraus. daß »die Gewisscnsencscheidung 
wesenhaft und immer 'situationsbczogcn'. ist99 , muß die Konsequenz gezogen wer­
den, daß § 25 wrflG a. f./§ 1 KDVG verfassungswidrig ist. Das Erfordernis, der 
Kriegsdienstverweigerer müsse . das Töten im Krieg schlechthin« ablehnen. '00 be­
ruht auf einer Verwechslung der Unbedingtheit der im Gewissen erfahrenen Ver­
pflichtung mit der Geltung des TötuDgsverbots als einer Norm unter allen Bedin­
gungen. Infolgc dieser Verwechslung ist die Rechtsprechung auf Abwege geraten .• 0, 

9' S. ob~n unt« cl. J. Ab •. 
9} S. i" dem Geißler·Brid das .. und 1 . Beispiel. 
94 Oben bei N. 7S· 
9S N.ch der R<pt. des BVerwGs (NJW t981, os) mü .. cn Vcrwalrungsvorschriftcn ruch I vuoflenllich. 

und auch nich, Rech'~anwiil,en zugingJich gemach, werden. Nur im konkreten Vrrw;umngsvtrfahre-n 
kann nach ~ 2\ V",V(G "uskunft und in den Grenzen des § 19 VwV(G Akteneimich, verlangt werden. 
Auß.:rdem sind die Ablehnung des Antrags und wohl.ueh die Weittrl,'ilung.en15cheidung (§ 7 KDVG) 
.1.< Verw.ltungsal{(c n,ch S .19 VwVIG begrundungspOichtig. D,. Bund",amt "hnelt so einer bbck box, 
von der nur der Input und der Output Ix-hnnl . ind. 

96 BVerlGE n, ~5 (60). 
97 Becker. oval. '981. lOS (11' I. Sp.). 
98 BVerwGE lJ. 96 (97)· 
99 50 BVcrfGE ". 4 5 (5 s)· 

tOO Ebd ., 5. 57. 
101 Öffenlliehes Aufsehen hat d .... Führ~schcjn-Urt.cil. des VG Bremen (NJW '981. "10) erregl . 
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Die Kritik an dem Ausschluß der .sitUationsbcdingtcn~ Kriegsdienstverweige­
rung'Ol ist im letzten Jahrzehnt von der Pauschalforderung nach einer »Abschaffung 
der Gewi55ensprüfung~ verdrängt worden . Nachdem mit dem KDVNG d:lS Ende 

dieser Sackgasse erreicht worden ist, ist eine konkretere, gezieItere K.ritik des Prü­
fungsverfahrens an der Zeit. Voraussetzung ist eine gedankliche Durchdringung des 
Problems, in welchem Sinne das Gewissen als Tatbestandsmerkmal einer Rechts­
norm Gegenstand eines Beweises sein kann . 
e) Das Verfahren nach Aktenlage ist verfassungswidrig, weil es zur Feststellung der 
Gewissensemscheidung nicht geeignet ist (Verhälmismäßigkeitsgrundsarz) und weil 
den drei Teilutbeständen die vom Reclusstaatsprim.ip geforderte Bestimmtheit 'O\ 

fehlt. Weil diese Mängel auf einem Konstruktionsfehler des Gesetzes beruhen (oben 
unter ca. A.), kann ihnen nicht durch die Unterstellung einer verfassungskonformen 
Handhabung des Gesetzes durch das Bundesamt'''' begegnet werden. 
f) Ein HauprprobJem ist die Frage, in welcher Weise ein gerichtlicher Rechtsschutz 
gegen Entscheidungen des Bundesamtes möglich ist. Schon den Gesetzgeber hat die 
Frage beschäftigt, ob die Weirerleirungsentscheidung im Falle von Zweifeln (§ 7 
KDVG) selbständig angefochten werden kann'O! oder ob sie als eine nicht vollstreck­
bare Verrahrenshandlung zu qualifiz.ieren ist, die nach § 44a VwGO nur im Rahmen 
einer Anfechtungsklage gegen die Entscheidung der Prüfungskammer gerügt werden 
kann. ,06 

Wenn der Kriegsdienstverweigerer gegen eine Ablehnung durch das Bundesamt 
Klage vor dem Verwaltungsgericht erhebt, stellt sich die Frage, in welchem Verhält­
nis das Verfahren vor dem Verwaltungsgericht zu dem Verfahren nach Aktenlage 
steht, Bei einer Ablehnung durch die Prüfungskammer, also bei dem nach bisheri­
gem Recht für alle und nach neuern Recht für einen Teil der Antragsteller geltenden 
Verfahren, muß der Anltagsteller, um sein Ziel, anerkannt zu werden, zu erreichen, 

Anfechtungsklage gegen den Bescheid der Prüfungskammer erheben und die Fest­
stellung seiner Berechtigung, den Kriegsdienst mir der Waffe zu verweigern, bean­
tragen,'O! Dabei ist über die Anfechtungsklage und über den Feststellungsamrag 
nach demselben Maßstab zu enrscheiden. Nunmehr stellt sich bei einer Klage gegen 

eine Ablehnung durch das Bundesamt die Frage, ob die Prüfung durch das Verwal­
tungsgericht ebenso wie die Prüfung durch das Bundesamt auf die drei Teiltatbe­
stände beschränkt ist (UnvollstiindigkeilsLäsung) oder ob das Verwaltungsgericht 

wie bei einer Klage gegen eine Ablehnung durch die Prüfungskammer zu prüfen hat, 
ob der Antragsteller den Tatbestand der An. 4 HZ I GG/§ [ KDVG erfülIr (Voll­
ställdigkeitsläsung), ,08 

10. Arnd., NJW '?P, )61; G~ißler (N. 4)). S. 96, s. auch S. \7; H,rncl. Glaubens- und G~wissensfreihei!, 
io: ßcuerm,nn/Nippcrdey/Schcuncr (HrSg.). Die Grundrc<:htc, ~ . Bd. l. Ha.lbbd., 1960, S.}7 H. 
(106 I.); Podlcch. D=>s Grundrechl Jer Gewissensfreiheil und die besonderen Gcwaltvcrbälmissc, '96?, 
S. 116-1 '51; l3ockcnfördc, D:o.s Grundrech! der Gewissensfreiheil, in; Staat, GClelischah , Freiheit, '976, 
5.153 Ir. (179 L); HCrlog, An,4 (197') in M.unzlDürigIHerzog, GG, Rnr. '79, . 80; Lange, MDR 
'976, S9 (90 !. Sp.); Kroll., KncgsdimSlvtrweigtrung, '980, S. '9 1.; Berg (N. ), 606; krilisch oue\, 
Hesse, Grundzüge d.,. Yc.f,ssungsrtdm, bis zur 11. Aufl ., 1978. § 11 [ 4 e, S. '19· 

'03 An diesem Mtrkm,l des klassischen libenlen G~se",..,sbe-grills hill .ueh d~ BVtrlG lest, s. auS der 
jüngeren Rspr. BVcrfGE p, , (41). 

'04 Ygl. BYenGE )0, I (>7) - AbhöruntiJ. 
'01 Dcr G~se,zgcb .. ,,,' nach der Anbörung vtrsucb" di .. durch .lne Umlormulicrullg de< § 7 KDVG 

.uszuschließcn; s. duu dIe Ausfuhrungcn des Abg. Saute. (CDU/CSU) in dcr Anhörung (Prol. 
S. 178). 

106 So Kride in der Anhörung, Pro!. 5. 189. 
107 Erg:u.ztc AnleehlUngskbge j;tm3ß §, I)!I VwGO. 5. d,zu BYerwGE '4, '51 (Ip); H, '7 (JO, ll); 

Scblink/Wid.nd, DÖV 198',416 (4Jo I. Sp.). 
,og Da, Problem I« in der Anhorung nieh. erhnnt worden. MolilOr geh, \'on der YolIs!andigl<eil5losung 

,us und kri,iSlen., daß dorn;, die AuslCb"ng der Begriffe _personl,<h<, 3usführli~hc. Begründung (§ 1 11 
, KDVG) durch dJS Bundesamt d~r gen.htlithen Kontrolle tnl2og~n ist (Pro •. S. 77 1). 
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Bei der Unvollständigkeitslosung hac das Verwaltungsgericht bei dem 1. Teiltatbe­

stand zwar die Rechtsanwendung durch das Bundesamt. insbesondere die Ausle­
gung des Tatbesrandsmerkmals "persönliche, ausführliche Darlegung der Beweg­
gründe. nachzuprüfen. Der I. Tei!catbestand hätte aber eine Präklusionswirkung. 
Wenn der Antragsteller den Antrag niche innerhalb der im Regdfall geltenden Frist 
von '4 Tagen vor der Musterung eingereicht hat (§ 1lV 1. Halbs. KDVG) oder ihn 
nicht innerhalb einer Frist von vier Wochen vervollständigt hat (§ 6 I 1 KDVG). ist 
er auch vom Verwaltungsgericht abzulehnen, ohne daß es darauf ankäme, ob er 
gegen sein Gewissen zum Kriegsdienst mit der Waffe gezwungen wird. Das Grund­
recht des Art. 4 In GG könnte so z. B. daran scheitern, daß der Antragsteller 
schuldhaft (§ p VwVfG) nicht rechtzeitig ein Führungszeugnis vorgelegt hat (§ 1 n 
3 KDVG). - Wenn das Verwaltungsgericht bei dem.2. Teiltatbestand zu dem Er­
gebnis kommt. daß die Beweggründe das Recht auf Kriegsdienstverweigerung zu 
begründen geeignet sind, müßte es nach der Unvollsc:indigkeitSlösung an das Bun­
desamt zurückverweisen, damit dieses den 3. Teiltatbestand überprüft und den An­
trag gegebenenfalls an den Prüfungsausschuß verweist. 
Wenn der I. Teiltatbestand eine Präklusionswirkung hat, ist die Benachteiligung der 
deswegen Abgelehnten gegenüber den Antragstellern, die von vornherein von den 
Prüfungsausschüssen und -kammern geprüft werden. auch niche mehr vor dem Ver· 
waltungsgerichl korrigierbar. Diese SchlechtcrsteIlung verstößt gegen den Gleich­
hcicssatz (Art. 3 f GG). Vor allem aber würde durch die Pdklusionswirkung das 
Grundrecht des Art. 4 III I GG unzulässig eingeschränkt.,o9 Die Rechtsprechung ist 
bisher immer davon ausgeg:\ngen, daß Art. 4 III I GG ein unmittelbar wirksames 
Grundrecht ist, das nicht erst der Aktualisierung durch den Gesetzgeber bedarL"o 
Die Regelung des Näheren. zu der Art. 4 III 2 GG den Gesetzgeber ennächtigt, darf 
das Grundrecht nicht in seinem sachlichen Gehalt ei.nschränken. \" Von der Ermäch­
tigung des Art. 4 Ifll GG sind nur solche Verfahrcnsregdungen gedeckt, die erfor­
derlich sind. um festSlellen zu können, ob der Tatbestand des Art. 4 Irll GG erfülIr 
ist. Eine Präklusionswirkung verhindert gerade umgekehrt die Prüfung. ob der ma­
terieUrccht1ichc Tatbestand erfüllt ist. 
Bei der Volfständigkeitsläsung würde das Verwalrungsgericht nicht mehr eine Ver­
waltungsentScheidung kontrollieren, sondern wäre die erste (und letzte) Instanz., die 
den Sachverhalt ermittelt. Dies wäre mit dem Grundsatz der Gewaltenteilung und 
mit Art. 19 (V GG unvcreinbar.'" falls der I. Teiltatbestand keine Präklusionswir­
kung hat, wäre es möglich, daß ;wglcich die Anfechtungsklage abzulehnen und dem 
Feststellungsantrag stattzugeben ist. Damit w~re das System der Verwaltungsge­
richtsbarkeit gesprengt. - Sowohl die UnvollständigkeitS- als auch die Vollscändig­
keitslösung sind also mit dem Grundgesetz. unvereinbar. Eine verfassungskonforme 
Auslegung ist nicht möglich. 
g) Eine ncuerc Lehre faßt das Grundrecht des Art. 4 III GG ebenso wie das Asyl­
recht des An. 16 If 1 GG als ein »verfahrensabhängiges Grundrecht., auf. "J Diese 

'09 Dies gih .ueh für die neue Regelung d.s § 1 S KDVG. ",ch d~r in d~n Verf.hren \"or ün Prufungs.us· 
schüssen und ·kommern das unentschuldigte Fernbleiben zur Ablehnung fühn. 

110 BVerfGE ". H (H); IS,'4} ('19); p,40(41);48, 1>7(16J). D.., BVcrwG hat in seinem grundlegenden 
Uneil \'. ). 10. 1915 (ßVerwGE 7. '41) .usgesprochm, die Berechtigung 7.ur WehrdicnslV<TWcigerung 
ergebe .sich unmittclb>r ou, dem GesCIZ. namlich ,us An. 4 Ab •. 3 GG und .llS § lj WehrpniclJlG . .. 
Die Enlseheidungen cl.,.. Prüfungs.usschusses und d.r Prir{ung,k.,mmtr h.ben demgegenüber nur ci ... 
klar"orische Bedeulung. Si~ bdreicn den Krieg>dicnnverwcigcror nichl \'on serncr Wehrpnicht, SOn' 
dern , .. lien nur fesl., daß er kr>h G~SNZCS nicht verpnichlCI iSl, Wehrditn" zU kisten- (S. '43 1.). 

II1 BVerfGE u, 11 (H); 28, '4) ('59); 4S, 1'7 (16)). 
111 S. dau SchlinkfWichnd (N . 107). HJ r. Sp.; ßV.rfGE 60, '5} ('90) - Asylverf.hrcn . 
1 I} Ossenbühl. OÖV 19ßI. I (I r. Sp.); Belhge, NJW '98., I (\ I. Sp.); Berg (N. J), S9', 
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Lehre ist zweischneidig. Dcr Gedanke eines Grundrechtsschutzes durch Verfah­
ren,'" den der I. Senat des Bundesverfassungsgerichts vorantreibt,' os gehr von der 
faktischen Angcwiesenhe;t der Grundrechte auf die Verwirklichung durch Verfah­
ren aus und leitet aus dem jeweiligen Grundrecht verfassungsrechtliche Anforderun­
gen an das Verfahren ab. Durch diese Lehre verlien aber das Grundrecht des Art. 4 

III J GG seine unmittelbare Wirksamkeit. Das Grundrecht wird durch die Lehre 

von der Verfahrensabhängigkeit dem VerCahren auch ausgelicfen. 
Der 2. Senat des Bundesverfassungsgericbts befürchtet, daß, wenn aus dem jeweili­
gen Grundrecht Anforderungen an das Verfahren abgeleitet werden, die Einheit der 
Verfahrensordnung aufgelöst wird,"6 und stellt Statt dessen auf die Rechtssicherheit 
ab.'" Im Falle des Asylgrundrechts hat der 2. Senat im "Interesse der Rechtsordnung 
an einem den Status feststellenden fonnalakt« die »Regelung«, zu der bloß der 
Gesetzgeber bei einem ohne Gesetztsvorbehalt gewährleisteten Grundrecht ermäch­
tigt ist, als einen" Verfahrensvorbehalt« gedeutet,"S Damit wird dem Grundrecht die 
unmittelbare Wirksamkeit vollends genommen. 
Der Verfahrensgedanke verdankt seinen verfassungsrechtlichen Aufstieg einem Zer­
fall des materiellen Rechts. Die Schwächen des materiellen Rechts sollen durch Ver­
fahrensrecht kompensiert werden. Der Versuch, die .Gewissensprüfung« durch ein 
Verfahren nach Aktenl3gc zu ersetzen, zeigt. daß, wenn der Gesetzgeber vor den 
Problemen des materiellen Rechts in das Verfahrensrecht flieht. auch im Verfahrens­
recht die Rechtssicherheit verloren geht. Der 2. Senat wird die Verfassungsmäßigkeit 
des Verfahrens nach Akrenlage nur bejahen können, wenn er die RechLSsicherheit 
darauf reduziert, daß durch ein zuständiges Staatsorgan rechtskräftig oder auch nur 
bestandskräftig ent$chieden wird.' '9 Die Auflösung der matcridlrechdichen Grund­
rechtsgarantie durch Verfahrensrecht würde so durch den Grundsatz der Rechrssi­

cherheit bcsi egel!. 

5. Weitere Neuregelungen durch da; KDVG 

a) Tn dem Verfahren vor den Prüfungsausschüssen und -kammern erhält nun der 
vom Bundesminister der Verteidigung bestimmte Vorsitzende (§ 9 n r KDVG) 
Stimmrecht (§ 9 V l KDVG). Da die Einsrellungsverträge der Vorsitzendetl häufig 
befristet sind,I2O isr angesichts der Arbeitsmarktlage für Juristen ihre persönliche 
Unabhängigkeit nichr instirutionell gesichert. - Die Anforderungen an die Qualifi­
kation der Beisitzer sind erhäht worden (§ 9 Tl 3 KDVG). Weil der Gesetzgeber 
vergessen hat, für ihre Neuwahl eine Übergangs regelung zU treffen, werden die 
Prüfungsausschüsse und -kammern nicht sogleich nach Inkrafttrctcn des KDVNG 
ihre Arbeit beginnen können, so daß der Antragsstau steigen wird. 

Schon nach bisherigem Recht (§ H I WPflG) war die Berufung gegen das Urteil des 

Verwaltungsgerichts ausgeschlossen. Zum Ausgleich hatte das Bundesverwaltungs­
gericht die durch § 34 11 1 WPflG eröffnete Möglichkeit einer zulassung$freien Ver­
fahrensrevision ausdehnend ausgelegt. "' Infolge der Ausgliederung des Ancrken-

"4 Grundlesend He"e, EuGRZ '97&,417 (4)4 H.). 
"s S. bcs. BVcriGE j6. 2,6 (lJ6) - Asylrecht. 
,,6 BVeriGE 60, lSJ (19$ L). 
J '7 Ebd ., durchgehend. 
I ,8 Ebd., "94 f. Es ist 7.U befUr~hlen. daß der ,. Sen .. bei einer EnLScheidung übcr d.s KDVG dicle 

Auslegung des BcgriUs • Regelung •• uf An. 4 [I] GG übertr'gen wird. 
"9 Vgl. BVerfC. ebd., 1961. 
uo S. dazu Krölb (N. ,8), 157 f. 
'1' BVcrwG NJ\\:' '96.,1128. 
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nungsverfahrens aus dem WehrpflichlG sind nun nur noch die in § [B VwGO 
aufgezählten wesentlichen Mängel des Verfahrens zulassungsfrei.' !l 
b) § 8 Satz 1 KDVG l<lutet: »§ 3 Abs. 2 gilt nicht«. In diesem Sätzchen ist eine 

gravierende Einschränkung der Kriegsdienstverweigerung im Spannungs- und Ver­
teidigung~fall, also dann, wenn ein Krieg droht oder ausgebrochen ist, versteckt. 
Nach § J II [ KDVG ist vom Zeitpunkt der Anlf3gstellung an »eine Einbentfung 
zum Wehrdienst erst zulässig, wenn der Antrag unanfechtbar oder rechtskräftig 
abgelehnt oder zurückgenommen worden ist«. Nach bisherigem Recht kann ein 
Kriegsdienstverweigerer, der den Anerkennungsantrag gestellt hat, bevor der Mu­

sterungsbescheid vollzieh bar geworden ist, nach einer Ablehnung durch die zweite 
Verwaltungsinsta.nz, die Prüfungskammer, einberufen werden, dJ zwar der Aner­

kennungsamrag und der Widerspruch gegen eine Ablehnung durch den Prüfungs­
ausschuß aufschiebende Wirkung haben (§ 33 Tl WNG 3. F.), nicht aber die Anfech­
tungskJage (§ JS I WPflG a. F.). Demgegenüber wird durch § 3 II 1 KDVG die 
Rechtsstcl!ung des Kriegsdienstverweigerers verbessert. Daß § 3 U KDVG jedoch 
nach § 8 SalZ 2 KDVG im Spannungs- und Verteidigungsfall nicht gilc, bedeutet, daß 
der Kriegsdienstverweigerer dann, wenn ein Krieg droht oder ausgebrochen ist, 
sofort einberufen werden kann, also eingezogen werden kann, ohne daß auch nur die 
erste Verwaltungsinst::mz, der rrüfungsausschuß, über seinen Antrag entschieden 
hätte. "I 

§ 8 Salz. 1 KDVG setzt voraUs, daß im Spannungs- und Verteidigungsfall diejenigen 

Kriegsdienstverweigerer, deren Anerkennungsverfahren noch nichr abgeschlossen 
ist oder die erst jerzt einen Antrag stellen, solange zum Kriegsdienst mit der Waffe 
verpflichtet sind, bis sie bestands- oder rechtskräftig anerkannt sind. Das Bundes­
verfassungsgericht ist in dem Beschluß des [ . Senats vom ~6 . Mai 1970 zur Kriegs­
dienstverweigerung von Soldaren davon ausgegangen, daß das Grundrecht des Art. 4 
III GG auch schon vor dem Abschluß des Anerkennungsverfahrens wirksam ist."~ 

Es ist allerdings auf Grund einer Abwägung des Interesses des Kriegsdienstverwei­
gerers mir der. Einrichtung und Funktionsfähigkeit der Bundeswehru, dcr es in 
dieser Entscheidung erstmals Verfassungsrang zuerkannte, zu dem Ergebnis gekom­
men, daß der Soldat bis zum Abschluß dcs Anerkennungsverfahrens zum Dienst 
verpflichtet bleibt ."\ Das Bundesverfassungsgerichr hat jedoch bei der Abwägung 

darauf abgesteIIr, daß der Soldat im Frieden nicht unmittelbar vor dem Zwang steht, 
töten zu müssen,"6 und ausdrücklich offengelassen, welche Maßstäbe im Krieg gei­
ten.'" Die Neuregclung durch § 8 Satz 1 KDVG mißachtet stillschweigend"! die 
doppelte Einschr:inkung des Beschlusses des Bundesverfassungsgerichts auf Solda­
ten und auf den Friedensfall. "9 Wenn der Wesensgchaltsgarantie des Art. 19 II GG 
überhaupt ein normativer Gehalt zukommt,'}O verietZI diese Regelung das Grund­
recht der Kriegsdienstverweigerung aus Gewissensgründen in seinem Wesensge­
halt. 

I U Aus der Sich, des Rcoision,rich,ers kri,isch cW:u Seibert in der Anhorung (1"0< . S. 71 1.). 
r~J ~)J 11 WPflG wird durch Art . J Nr. p KDVNG <.nISprechend geändw. 
114 BVcriGE ,S. 11) (1\9. 160). S. schon oben bei N . 110. 
J2! Ebd .• s. z6 1 f. 
116 Ebd., S. 161. 

U7 Ebd., S. )6J . 
11S Die G .. etzcsbeg,imdung (N. " S. 1 I) <n,h'h keinen Hinweis .ul die r"h,liehe Problematik und auf die 

R'pr. des BYcrtGs d.l<.U. 
1'9 In dem Abwägungsdenkcn ist ,lIerd ings angelegt. daß im No,f,jl d", 'ndi"iJu,jimcre,,~ hin,er dem 

SL1>uin,cres;e zuritcklrilt; '0 für die Kriegsdic"Stvc","'eigcrung im Krieg Doehring. Staat,rech, der 
ßRepD., 1. Aun. 1980, S. JOS . 

1 JO Vgl. jedoch Dochring, cbd., s. 17". 
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IV. Der ZiviLdienst 

Der Zivildienst ist nach der Gleitklausel des § ~4 n ZOG in Zukunft generell um ein 
Drittel länger als der Grundwehrdienst.')' Die Ausgestaltung des Zivildienstes ist 
von dem Ziel geprägt. den Zivildienst in Richrung auf eine Angleichung an die 
belastenden Aspekte des Wehrdienstes zu erschweren. Beschäftigungsstellen sollen 
nun auch im Bereich des UmweltschutLes. des Naturschutzes und der Landschafts­
pflege')' geschaffen werden (§ 4 I Nr. I ZOG). also in arbeitsdienstähnlichen, nach 
militärischem Muster organisierbaren Tätigkeitsfeldern. 'JJ Sogenannte leichte PläLZe 
sollen abgebaut werden. wobei ausdrücklich auch die Wehrdienstleistenden Ver­
gIeiehsmaßstab sind (§ 4 IN r. l ZOG). Die Zustimmung der Beschäftigungsstelle zu 
der Person des Zivildienstleistenden. die dort unentbehrlich ist, wo es auf individu­
elle Betreuung ankommt. soll nur noch unter besonderen Voraussetzungen erfor­

derlich sein (§ 4 1 Nr. 3 ZOG). Die karitativen Einrichtungen können so in einen 
Kleinkrieg um diese Einverständniserklärungen verwickelt werden) dessen Ergebnis 
voraussichdich sein wird. daß sie das Interesse an Zivildiensrleistenden verlieren und 
keine Plätze mehr zur Verfügung seelIen. § t9 rn ZOG ermöglicht die heimaderne 
Stationicrung der Zivildienstleistenden. Eine Unterbringung in dienstlichen Unter­
künften) also eine Kasernierung ist ausdrücklich für den Einführungsdienst vorge­

sehen (§ 25a IV ZOG). 
Wie dem Pri.ifungsverfahren ohne mündliche Anhörung hat auch diesen Erschwe­
rungen des Zivildienstes die Forderung nach »Abschaffung der Gewissensprüfung a 

den Boden bereitet. Während aber die Reformbemühungen im Anschluß an das 

Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom!). April 1978 durch eine Ausgestalrung 
des Zivildienstes als lästige Alternative die Gewissenspri.ifung ersetzen wollten, wer­
den durch das KDVNG Prüfungsverfahren und Verlängerung sowie Erschwerung 

des Zivildienstes kumuliert. Da der Maßstab der Wehrgerechtigkeit den Belastungen 
des Kriegsdienstverweigerers nach oben hin keine Grenze set%t.'" ist es möglich, 
daß der 2. Senat des Bundesverfassungsgerichts diese Regelung trotz des Diskrimi­
nierungsverbots des Art. Ila I) SatZ 1 und 3 GG fur verfassungsmäßig erkl:irt. 
Wenn der Abschreckungsgedanke für die Durchführung des Zivildienstes maßgeb­
lich wird, wird den Zivildienstleistenden die Motivation genommen. Dadurch wird 

das Grundrecht der Kriegsdienscverweigerung von innen her ausgehöhlt. Die Ver­
weigerung allein kann in die Selbstisolation führen. Sie erhält ihre moralische Sub­

stanz erst durch den Dienst am konkreten anderen Menschen. Dieser individueUe 
Bezug fehlt in den neuen arbeitsdienstähnlichen Tätigkeiten, mag man auch die 
Arbeit an der Natur im Namen eines "Friedens mit der Natur« als Friedensdienst 
auffassen können. Die Demotivierung wird aber auch unmittelbar für den Zivil-

I) I üb diese Regeluns mil An. I,. [I , GG vereinb.r iS!, hlng' d,von .b, ob in die .O,ue, cl •• Wehr­
dienste, . nich, nurdi. tll5ichlichc durch,ehniuliche Be""spruchung durch Wehrübungen, «>ndem die 
grselzlieh möglich~ Dauer der Wehrubungrn eingerechnet wird. Zur Auslegung des An. 1 H 111 GG , . 
Dörig (N. 11). S. "" ff. - Unter dem Gesichtspunkt eincr Ruckwirkung problem.tisch ist die Regelung 
des Art. 4 KDVNG. ""ch clrr d,e "erlängen< Zivildieostzcit bereil.S für Kriegsdiens"'erweigerer gilt, die 
nach dem). 7· '98) einen Anerkennung,antrag geneIlt haben (Ab, . ,), ,ber nic.ht 'or dem Inkrafll'den 
des Ges"ze, am I. I. 1984 anerkannt word~n sind (Abs. l). 

I P Ocr in dem Ge, .. zenlwur1 zusä,zlich \'orgesehenc Zi"ilschutz i<l n1ch der Anhörung gestrichen wor­
den. 

I H Es iSl zlveif.lh.J't. ob " gtlingen wird, eiM genügend große Z>hl VOn S,dlcn in diesem B~reich 7.U 

schaffen. Der ZIvildienst gaät hier in Konkurrm~ m;, den BeStrcbung~n, di~ Sozialhilfe VOn der Be­
rtilScb'lt zur Übernahme g~meinnii.ziger Arbeilen ,bhängig zu mlChcn. Auch die Arbeitsbeschaf­
fungsmaßnahmen (AßM) der BundeswSlah für Arbeit habcn einen Schwerpunkt 'n diesem TiugkciLS­
bereich. Nach ciner Mitldung des Vizepr:l5idcmen der Ans!>lt, H. Minll. fließen ARM-Mitlel nicht .b, 
weil entsprechende B.sch.r.i~n~mögliehkeiten (ehl.n (RNZ v, 2·4. 1983). 

114 S. ob.n bei N. J I. 
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dienst Folgen haben. Wie bisher schon in der Bundeswehr werden auch im Zivil­
dienst der Alkohol- und Drogenmißbrauch und Selbstmorde ein Problem werden. 

Es wird vennehrt zu disziplinarischen Konflikeen kommen. Die Totalverweigc­
rung')\ wird zunehmen. 

Die Durchführung des Gesetzes wird zudem voraussichrJich daran scheitern, daß 
nicht schnell genug die erforderliche Zahl von Zivildienstpläezen geschaffen werden 
kann .• )6 An die Stelle des Antragsstaus, der durch das Verfahren nach Aktenlage 

abgehaue werden soll,'l7 wird - soweit das Bundesamt anerkennt - ein Zivildienst­
stau und - soweit es die Anträge ablehnt - ein Stau vor den Verwaltungsgerichten 

treten. 

Nach der Schlußvorschrifc des Art. 6 I KDVNG hat die Bundesregierung zur Vor­

bereitung einer Entscheidung über die Weitergelcung des Gesetzes (Abs. 2) zum 

3 [. Dezember 19S 5 dem Gesetzgeber über ihre Erfahrungen mit der Durchführung 
dieses Gesetzes zu berichten. Es muß verhindert werden, daß dann dem Geseugeber 
eine Notlage, die er selbst geschaffen hat, ')S zur Rechtfertigung weiterer Einschrän­
kungen der Kriegsdienstverweigerung dient. 

1)5 S. dazu Kröll, (N .• &). :59 Ir. 
1)6 Dies h" der Beauftragte der EKD lur Fr.agen der Kricgsdiensrv~r\Vcigorung und des Zivildienstes Fri,z 

E-i,el noch vord~r Ver.tbschiedung de< G""zc< in dner gUI.ehluliehen Äußerung eingehend d~rgdc~L 
S. auch ob.n N. IJJ. 

1;7 Oben bL'i N. 4 I. 
1)& In d~r Anhorung wurde bore·i" vöraujgcsagt. daß da> Gesetz ein Ch,os anrichten wird. Hofferber< 

(PrO{. S. ll}); ähnlich Hcßelor (Prot. S. I H). 

27 1 
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